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Einleitung

Liebe Leserinnen und Leser,

wir begrüßen Sie zur aktuellen Ausgabe des 
LaG-Magazins. Diese stellt in mehrfacher 
Hinsicht eine Besonderheit dar. Sie greift 
das Jahresthema „Flucht und Vertreibung. 
Gewaltmigration im 20. und 21. Jahrhun-
dert“ unseres Kooperationspartners, des 
Volksbundes Deutsche Kriegsgräberfürsor-
ge, auf. Wir widmen uns diesem Zusammen-
hang dem Jahresthema in zwei aufeinander 
folgenden Ausgaben des LaG-Magazins. Die 
aktuelle Nummer „Bevölkerungstransfers 
und Zwangsmigration im Rahmen des Zwei-
ten Weltkrieges“ nähert sich ihm in erster 
Linie aus einer historischen Perspektive und 
thematisiert vor allem die Flucht und Be-
völkerungstransfers von Deutschen, womit 
notwendigerweise auch geschichtspolitische 
Aspekte aufgegriffen werden müssen. Gera-
de auf dem Feld des historischen Lernens 
ist es notwendig, die Vertreibung deutscher 
Minderheiten in den Zusammenhang zu de-
ren teilweise herausragender Unterstützung 
des Nationalsozialismus, wie beispielsweise 
im Fall der Tschechoslowakei, zu stellen, 
aber auch allgemein die Gräueltaten und 
Massenmorde im Rahmen der deutschen 
Besatzung in Mittel- und Osteuropa zu the-
matisieren. Flucht und Zwangsmigration der 
deutschen Minderheiten  beruhen weitge-
hend auf diesen vorangegangenen Ereignis-
sen. Aufgrund der hohen emotionalen und 
historischen Aufladung, begleitet von Aus-
einandersetzungen um Deutungshoheiten,  
reicht das Thema des Umgangs mit Flucht 
und Vertreibung bis in die Gegenwart hin-
ein. Daher ist der historische Umgang kaum 

von immer wieder aufflammenden aktuellen 
Diskussionen zu trennen.

In der Märzausgabe dieses Magazins wird 
der Schwerpunkt auf aktuelle Erscheinun-
gen von Flucht liegen, wobei die Frage mit-
schwingt, ob und wie die Situation von Ge-
flüchteten mit dem von Deutschland und 
Europa postulierten Anspruch den univer-
sellen Menschenrechten Genüge zu tun, 
übereinstimmt.

Im Zusammenhang mit dem Jahresthema 
wird der Volksbund Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge verschiedene Aktivitäten entfalten. 
Dazu gehört eine Ausstellung mit dem Titel 
„Flucht und Vertreibung“, die neben dem 
historischen Kontext auch die Nachkriegs-
situation aufzeigt sowie auf Definitionen, 
Rechtsnormen und auf die Erinnerung an 
die auf der Flucht Gestorbenen und auf den 
Umgang mit den aufgefundenen Gräbern 
eingeht. Zudem wird im März die ausführ-
liche  Handreichung „Geflohen – Vertrieben 
– Angekommen?! Aspekte der Gewaltmig-
ration im 20. Jahrhundert“ mit Unterrichts-
vorschlägen und Materialien veröffentlicht. 
Wir werden Sie in diesem Magazin auf die 
Publikation hinweisen. Weitere Informatio-
nen finden Sie auf der Webseite des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfürsorge. 

Wir bedanken uns bei den externen Beiträ-
ger_innen der Essays im ersten Teil des Ma-
gazin, die sich allesamt der Thematik von 
Bevölkerungstransfers und Zwangsmigrati-
on mit der ihr innewohnenden Komplexität 
angenommen haben.

http://www.volksbund.de/home.html
http://www.volksbund.de/home.html
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Einleitung

Wir wünschen Ihnen mit dieser Ausgabe 
eine ertragreiche Lektüre.

Das nächste LaG-Magazin „EU-Asylpolitik 
und Menschenrechte – Zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit“, das den thematischen 
Schwerpunkt weiterführt, erscheint am 23. 
März 2016.

Micha Brumlik widmet sich der Geschichte 
der Vertreibungen deutscher Minderheiten 
im Zusammenhang mit dem Zweiten Welt-
krieg. Er setzt sie dabei in Bezug zu Nach-
kriegsdebatten bis in die Gegenwart.

Einen Gegenwartsbezug auf heutige Flucht-
bewegungen und Fragen von Integrati-
onshemmnissen von Geflüchteten stellt  
Stephan Scholz her. Dabei nimmt er Bezug 
auf die historischen Umstände.

Das Thema von Lars Breuer ist die  
Geschichte der Einrichtung einer Stiftung 
„Flucht, Vertreibung, Versöhnung“, deren 
Konturen und inhaltliche Ausrichtung bis 
heute nicht klar festgelegt sind.

Auch Artur Osinski berührt in seinem Auf-
satz die  Nachkriegsdebatte um die Frage 
der Einrichtung eines Dokumentationszen-
trums „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ 
sowie dessen Stiftung. Er bezieht jedoch vor 
allem polnische Perspektiven auf die Ver-
treibungsdebatte in seine Betrachtungen 
ein.

Am Beispiel des Batterieherstellers Pertrix 
in Berlin-Niederschöneweide geht Isabel 
Panek dem Schicksal von jüdischen und 
polnischen Zwangsarbeiter_innen nach. 
Während erstere 1943 in das Konzentra-
tions- und Vernichtungslager Auschwitz de-
portiert wurden, wurden sie durch polnische 
Zwangsarbeitende aus der Region Zamość 
„ersetzt“, die durch Zwangsaussiedlungen 
im Rahmen des »Generalplans Ost« nach 
Berlin verschleppt wurden.
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Deutsche Opfer des Zweiten 
Weltkriegs und die Frage der 
Schuld

Von Micha Brumlik

Gegenwärtig geht es – davon zeugen die 
Personalquerelen um das in Berlin geplan-
te „Zentrum gegen Vertreibungen“ - noch  
immer darum, ob und wie die Geschichte der 
Vertreibungen und des Verlustes der Ostge-
biete sowie der oft grausamen Aussiedlung 
von Volksdeutschen aus ostmitteleuropäi-
schen Ländern in die offizielle Gedächtnis-
geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
aufgenommen wird. Diese Frage war in den 
ersten zwanzig Jahren der Bundesrepublik 
keineswegs nur ein Thema in den Familien, 
sondern auch in der offiziellen Politik. Da-
von zeugt etwa die Dokumentation der Ver-
treibung von Deutschen, die in den  1950er 
Jahren von Theodor Oberländer - einem 
ehemaligen, überzeugten Nationalsozia-
listen und Vertriebenenminister im ersten  
Kabinett Adenauer – vorgelegt wurde. 

Diese Dokumentation stand unter der fach-
lichen Verantwortung des Historikers Theo-
dor Schieder, eines in seiner Jugend und 
seiner jungen Erwachsenenexistenz antise-
mitisch und exterministisch gesonnenen, 
nationalsozialistischen Volkstumsideolo-
gen, der jedoch in der frühen Bundesrepu-
blik zu einem der bedeutendsten Historiker 
wurde. 

Im Zusammenhang dieser Debatten ver-
suchte und versucht die deutsche Rechte - 
im ganzen Spektrum ihrer demokratischen 
und totalitären Spielarten – eine Stärkung 

des deutschen Nationalbewusstseins aus 
dem Umstand zu gewinnen, dass der von 
den meisten Deutschen keineswegs wi-
derstrebend geführte Krieg Hitlers, seiner 
Ideologen und Technokraten gegen die So-
wjetunion nicht nur mit dem Verlust der 
östlichen Teile Deutschlands, sondern auch 
mit dem Exodus, der Vertreibung deutscher 
Minderheiten aus Ost-Mitteleuropa, von 
Rumänien bis zu den östlichen Teilen der 
Tschechoslowakei, endete. 

Dabei, soweit besteht in der Forschung 
Übereinstimmung, sind in den Jahren 1945-
1948 etwas mehr als eine Million Deutscher 
ums Leben gekommen, während zwölf Mil-
lionen unter ungeheuren Strapazen die vor 
allem westlichen Besatzungszonen erreich-
ten. Nun sind Vertreibungen, geförderte 
Fluchtbewegungen und Aussiedlungen im 
Kern nichts anderes als ein ebenso drasti-
sches wie primitives Mittel der Biopolitik: 
der Kontrolle von Menschenmassen im 
Rahmen eines gegebenen Territoriums. 

Gleichwohl: Ohne die Bombardierung von 
Coventry und Rotterdam wären weder 
Hamburg noch Dresden zerstört worden, 
ohne den Überfall der Wehrmacht auf  die 
UdSSR am 22. Juni 1941 hätte es keine Aus-
schreitungen der Roten Armee auf deut-
schem Boden gegeben  – darunter massen-
hafte Vergewaltigungen von Frauen -  ohne 
die Ausrottung der polnischen Eliten und 
die Versklavung und Ermordung keines-
wegs nur jüdischer Polen keine Austreibung 
von Deutschen aus Pommern und Schle-
sien, ohne den Verrat der nichtjüdischen 
deutschsprachigen Bewohner Böhmens und  
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Mährens an der gewiss nicht einem multi-
kulturellen Ideal entsprechenden, tsche-
chisch dominierten tschechoslowakischen 
Republik keine Aussiedlung und Vertrei-
bung von Deutschen aus den Sudetengebie-
ten.

Letzten Endes sind für die Vertreibungen 
der Deutschen  aus der Tschechoslowa-
kei und Polen das nationalsozialistische 
Deutschland sowie - das gilt nun vor allem 
für die Tschechoslowakei - jener große Teil 
der Sudetendeutschen verantwortlich, die 
ohne Not gegen ihren eigenen Staat, die 
Tschechoslowakei, und für das nationalsozi-
alistische Deutschland gestimmt haben.

Bei alledem stellten sich schon die organi-
sierten Vertriebenen in Westdeutschland 
spätestens seit 1950 als die eigentlichen Op-
fer des Zweiten Weltkrieges dar. Die vor al-
lem von ehemaligen nationalsozialistischen 
Funktionären verfasste und unterschriebene 
„Charta der Heimatvertriebenen“ behaup-
tet etwa 1950 - also nach den Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozessen - allen Ernstes: 
„Die Völker der Welt sollen ihre Mitverant-
wortung am Schicksal der Heimatvertriebe-
nen als der vom Leid dieser Zeit am schwers-
ten Betroffenen empfinden.“

Man muss diesen Satz zweimal lesen, um 
seine Ungeheuerlichkeit ganz zu erfas-
sen. Wird doch in ihm  ernstlich behaup-
tet, dass unter allen Opfern in der Zeit des 
Zweiten Weltkrieges die Heimatvertriebe-
nen am schwersten betroffen waren: also 
nicht die Überlebenden der Bombarde-
ments von Dresden und Hamburg, nicht die  

hunderttausenden deutschen Kriegswaisen 
und -witwen, nicht die drangsalierten Polen 
oder Russen, schon gar nicht die sechs Mil-
lionen ermordeten Juden, deren Schicksal 
1950 durchaus bekannt war. 

Der geschichtsklitternde Skandal der  
„Charta der Heimatvertriebenen“ besteht 
mithin in dem  von den damaligen  Vertrie-
benenfunktionären - beinahe ausnahmslos 
nationalsozialistische Volkstumskämpfer 
- erhobenen Anspruch, die am schwersten 
geschädigten Opfer zu sein. Das im Rah-
men der aktuellen Gedenkpolitik neuer-
dings wieder heftig debattierte Thema einer 
Konkurrenz der Opfer hat hier einen seiner 
Ausgangspunkte. Tatsächlich handelt sich 
bei der „Charta der Heimatvertriebenen“ 
um Äußerungen, die an Realitätsblindheit, 
Wahrnehmungsschwäche, Egozentrismus 
und mangelnder Empathie fürs Leiden an-
derer schwerlich zu überbieten sind - Zeug-
nis einer Verantwortungslosigkeit, die sich 
bis heute durchhält und auch durch das 
scheinbar universalistische Projekt eines 
„Zentrums gegen Vertreibungen“ nicht 
wirklich überwunden wird.

Auch der in der Charta – immer wieder mit 
Stolz zitierte, scheinbar demütige – Verzicht 
auf Rache und Vergeltung entpuppt sich in 
Wahrheit als Ungeheuerlichkeit. Kann man 
doch nur auf das verzichten, was einem ent-
weder rechtens zusteht oder was man fak-
tisch hat.  Da aber von einem Recht auf Ra-
che sinnvoll keine Rede sein, kann es sich 
hier nur um das – womöglich realistische 
– Eingeständnis handeln, noch 1950 voller 
Vergeltungssucht gewesen zu sein. 
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Eines jedenfalls ist klar und darf durch 
keine Vertriebenencharta und durch kein 
„Zentrum gegen Vertreibungen“ geleugnet 
werden: Kein einziger Deutscher wäre je-
mals vertrieben worden, wenn nicht Hit-
lers Deutschland die Tschechoslowakei zer-
schlagen sowie Polen und die Sowjetunion 
mit allen unvorstellbaren, massenmörderi-
schen Folgen angegriffen hätte. Der Irrsinn 
der nationalsozialistischen „Umvolkungs-
politik“ führte bald nach Kriegsbeginn dazu, 
dass Juden brutal aus ihren Wohnungen 
im besetzten polnischen Territorium ver-
jagt und in den Tod deportiert wurden, um 
Raum für „heimgeholte“ Deutsche aus dem 
Baltikum zu schaffen. Gewiss: Einzelne 
tschechische und polnische Nationalisten 
träumten seit langem von ethnisch homoge-
nen Territorien ohne Deutsche, gleichwohl: 
Es war ausschließlich das nationalsozialisti-
sche Deutsche Reich mit seinem Krieg, das 
derlei Nationalisten, aber auch der stalinis-
tischen Expansionspolitik sowie britischen 
Vorstellungen von einem stabilen Mitteleu-
ropa die Möglichkeit gab, ihre Vorstellun-
gen zu verwirklichen. Eine sensible, auf den 
Menschenrechten beruhende Betrachtung 
des Zweiten Weltkriegs, die - durchaus zu 
Recht - auch alliierte Kriegsverbrechen und 
Menschenrechtsverletzungen an Deutschen 
vermerkt, droht  heute zur feinsinnig auftre-
tenden Geschichtsklitterung missbraucht zu 
werden. Das lässt sich am heikelsten Fall, 
dem Fall der Tschechoslowakei und der 
„Beneš-Dekrete“, die die zurückgekehrte 
tschechoslowakische Regierung ohne parla-
mentarische Beschlussfassung verkündete,  

verdeutlichen. Neben plausiblen Bestim-
mungen, etwa der Rückgängigmachung al-
ler unter dem nationalsozialistischen Besat-
zungsregime getätigten „zivilen“ Geschäfte, 
verfügten sie auch die Ausbürgerung der 
Deutschen, die sich übrigens mit ihrer Zu-
stimmung zum Münchner Diktat 1938 selbst 
ausgebürgert hatten. Aus heutiger Perspek-
tive stellen diese Dekrete zu einem großen 
Teil gewiss Formen „gesetzlichen Unrechts“ 
(Gustav Radbruch) dar - andererseits: in 
keiner anderen Region des nationalsozialis-
tischen Deutschland war die Mitgliedsquote 
der NSDAP so hoch wie in den Sudetengau-
en, auch war der Antisemitismus stärker 
verbreitet als anderswo und der Hass gegen 
die Tschechen ungemildert. Hätte man mit 
diesen drei Millionen besonders national-
sozialistisch gesonnenen Bürgern 1948 al-
len Ernstes einen multikulturellen Staat der 
Tschechen, Deutschen, Slowaken und Ma-
gyaren aufbauen können? Unter sozialisti-
schen, sprich stalinistischen Vorzeichen?

Spätestens an diesem Punkt der Debatte 
wird die tragische Geschichte der sudeten-
deutschen Sozialdemokratie ins Spiel ge-
bracht, die sich aber zu keinem Zeitpunkt 
des Zweiten Weltkriegs in der Lage sah, 
rückhaltlos zum tschechoslowakischen 
Staat zu stehen, so rückhaltlos, dass etwa 
Sudetendeutsche in tschechischer Uniform 
gegen das nationalsozialistische Deutsch-
land kämpfen sollten.

1930 lebten übrigens im Gebiet des späteren 
„Sudetengaus“ etwa 25.000 Juden, in allen 
von Deutschland annektierten Gebieten der 
Tschechoslowakei 33.000 Juden, von denen 
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viele noch vor dem Münchner Diktat vor 
immer brutaler werdenden antisemitischen 
Ausschreitungen ins Innere der Tschecho-
slowakei flüchteten. Indem die Deutschen 
in den Sudetengebieten seit 1937/38 immer 
stärker gegen die eingestandenermaßen feh-
lerhafte tschechoslowakische Demokratie 
und für den rassereinen Staat der national-
sozialistischen Diktatur optierten, gaben sie 
ihre jüdischen Nachbarn preis und wussten 
dabei genau, was sie  taten. Die verspätet 
einsetzenden Pogrome der „Kristallnacht“ 
waren dort von besonderer Grausamkeit.

Man kann es drehen und wenden, wie man 
will: So gut und richtig, ja sogar notwendig 
eine historisch gerichtete europäische, ja 
weltweite Verständigung darüber ist, dass 
Bevölkerungsverschiebungen als Mittel der 
Politik in Zukunft nicht mehr in Frage kom-
men und dass alle „ethnischen Säuberun-
gen“ - von Kaukasus bis ins subsaharische 
Afrika - leicht in Genozide umschlagen, so 
wenig folgt daraus eine kollektive, allemal 
verspätete öffentliche Liturgie der Trauer 
über Flucht und Vertreibung.

Das hat übrigens die überwiegende Mehr-
heit jener zwölf Millionen, die in West-
deutschland ein neues Leben begonnen 
haben, durchaus verstanden. Vielen von 
ihnen, ja den meisten war klar, was - theo-
logisch gesprochen - ein „Tun-Ergehens Zu-
sammenhang“ ist.

Wenn es also beim gegenwärtigen Op-
ferdiskurs um kein Tabu geht, worum 
dann? Um eine abschließende, nachgehol-
te Trauerarbeit sowie um eine allgemeine  

menschenrechtliche Sensibilisierung am 
Beispiel von Flucht und Vertreibung der 
Deutschen?

Über den Autor: 

Dr. Micha Brumlik ist Erziehungswissenschaftler 
und Publizist. In den Jahren 2000 bis zu seiner 

Emeritierung 2013 war er Professor am Fachbe-
reich Erziehungswissenschaften an der Frankfurter 

Johann-Wolfgang-Goethe-Universität. Von 2000 
bis 2005 leitete er das Fritz Bauer Institut zur 

Geschichte und Wirkung des Holocaust. Zudem ist 
er Mitherausgeber der »Blätter für deutsche und 

Internationale Politik“ und der Zeitschrift “Baby-
lon – Beiträge zur jüdischen Gegenwart“. Derzeit 

ist Micha Brumlik Seniorprofessor am Zentrum für 
Jüdische Studien Berlin/Brandenburg.
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„Auch wir waren mal  
Flüchtlinge“ – Die Zwangsmig-
ration der Deutschen am Ende 
und in der Folge des Zweiten 
Weltkrieges

Von Stephan Scholz

Lange, scheinbar endlose Reihen von Men-
schen mit nur wenigen Gepäckstücken; 
ausgemergelte Gesichter; Frauen, die Kin-
der an sich pressen. Die aktuellen Bilder 
von Flüchtlingen, die heute auf dem Weg 
nach Deutschland sind, erinnern unwillkür-
lich an ähnliche Bilder, die wir schon seit 
Jahrzehnten kennen: Bilder von deutschen 
Flüchtlingen und Vertriebenen aus dem Os-
ten am Ende des Zweiten Weltkrieges und in 
der unmittelbaren Zeit danach. Die Analo-
gie der Bilder stützt historische Bezüge, die 
derzeit in Politik und Medien oft hergestellt 
werden, und die die Empathie gegenüber 
heutigen Flüchtlingen befördern sollen.

Empathieförderung durch  
Erinnerung?

Als 2015 erstmals der neue staatliche „Ge-
denktag für die Opfer von Flucht und Ver-
treibung“ begangen wurde, sprach Bundes-
präsident Joachim Gauck von den heutigen 
Flüchtlingen als den „Nachfahren der Ver-
triebenen bei Kriegsende“. Bewusst hatte 
die Bundesregierung den Gedenktag auf den 
20. Juni gelegt, den Weltflüchtlingstag der 
Vereinten Nationen. Das historische Ereig-
nis der deutschen Zwangsmigration wurde 
damit bewusst in den Rahmen weltweiter 
und auch gegenwärtiger Fluchtbewegun-
gen gestellt. In den Medien wurde Gauck 

am häufigsten mit dem Wunsch zitiert, „die 
Erinnerung an die geflüchteten und vertrie-
benen Menschen von damals könnte unser 
Verständnis für geflüchtete und vertriebene 
Menschen von heute vertiefen.“

Die ‚Flucht und Vertreibung’ der Deutschen 
als historischer Impuls für eine emphati-
sche Haltung gegenüber heutigen Flüchtlin-
gen – das ist eine relativ neue Erscheinung. 
Anfang der 1990er Jahre, als das deutsche 
Asylrecht angesichts steigender Antragszah-
len und zunehmender Übergriffe gegen Aus-
länder massiv verschärft wurde, war dieser 
Bezug noch vollkommen unüblich. Nach der 
Jahrtausendwende fand jedoch eine neue 
erinnerungskulturelle Hinwendung zu den 
deutschen Vertriebenen als Kriegsopfern 
statt. Die damit einhergehende Konzent-
ration auf ihre Leidensgeschichte förderte 
die Tendenz zur Universalisierung und zum 
Vergleich. Problematisch war diese univer-
salisierende Tendenz im Hinblick auf die 
NS-Opfer. Sie kommt aber nun offenbar 
auch im Hinblick auf die Flüchtlinge der 
Gegenwart zum Tragen. Eine vergleichen-
de, aber nicht gleichsetzende Perspektive 
kann dazu beitragen, die historischen Spe-
zifika der deutschen Zwangsmigration vor 
70 Jahren ebenso zu verdeutlichen wie die 
Gemeinsamkeiten mit heutigen Flüchtlings-
bewegungen.

Kriegsflüchtlinge damals wie heute?

Bis heute sind Kriege die häufigsten 
Fluchtursachen. Auch rund die Hälf-
te der 12 Millionen deutschen Vertriebe-
nen waren zunächst Kriegsflüchtlinge.  
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So wie seit Kriegsbeginn zahllose Zivilis-
ten in den von Deutschland überfallenen 
Ländern vor den deutschen Truppen geflo-
hen waren, so machten sich in den letzten 
Kriegsmonaten, als die Front deutsches Ter-
ritorium erreicht und überschritten hatte, 
deutsche Zivilisten auf den Weg ins Landes-
innere. 

Insbesondere im Osten kam es zu einer re-
gelrechten Völkerwanderung. Die Wehr-
macht verfolgte schon bei ihrem Rückzug 
aus den besetzten Gebieten eine rassistisch 
motivierte Räumungspolitik. Kein „deut-
sches Blut“ sollte dem sowjetischen Kriegs-
gegner in die Hände fallen. Auf Reichsgebiet 
leitete die nationalsozialistische Partei die 
Evakuierungen. Die letzten Wochenschauen 
priesen die Räumungsaktionen als erfolg-
reiche Schutzmaßnahmen des NS-Staates.

Anders als an der Westfront, wo die Räu-
mungspolitik wegen des Widerstandes der 
Bevölkerung bald eingestellt wurde, war im 
Osten die Bereitschaft der Menschen, vor 
der Front zu fliehen, relativ groß. Antibol-
schewistische Gräuelpropaganda im Ver-
bund mit dem latenten Wissen um die deut-
schen Verbrechen im Osten und die daraus 
resultierende Angst vor der Rache der so-
wjetischen Soldaten führten zu einer regel-
rechten Fluchtwelle der Zivilbevölkerung, 
die von den in Auflösung befindlichen NS-
Behörden kaum noch zu kontrollieren war. 
Sie hatten hier möglichst lange versucht, die 
Bevölkerung zurück in ihren Wohngebieten 
zu halten, um die Kriegsführung und die 
Kampfbereitschaft der Soldaten im Osten 
aufrecht zu erhalten. Bis zum Kriegsende 

behielten der Transport von Soldaten und 
kriegswichtigem Material oberste Priorität. 

In der Folge gaben die Gauleitungen die 
erforderlichen Evakuierungsbefehle meist 
viel zu spät, setzten sie dann aber auch ge-
gen Widerstände rücksichtslos durch. Ange-
sichts der Nähe der Front, dem Fehlen von 
Transportkapazitäten und der schlechten 
Witterungslage war eine geordnete „Rück-
führung“ der Zivilbevölkerung utopisch. 
Eine humanitäre Katastrophe ungeheuren 
Ausmaßes war die absehbare und logische 
Folge dieser selbstzerstörerischen Politik. 

Da die Eisenbahn weitgehend dem militä-
rischen Transport vorbehalten blieb, muss-
te sich der Großteil der hauptsächlich aus 
Frauen, Kindern und Alten bestehenden 
Flüchtlinge zu Fuß auf den Weg durch Eis 
und Schnee machen. Von den Straßen, auf 
denen sie nicht selten den Todesmärschen 
der aufgelösten Konzentrationslager be-
gegneten, wurden sie häufig von durchfah-
rendem Militär abgedrängt. Die Front hol-
te sie vielfach ein, so dass sie sich plötzlich 
mitten im Kampfgebiet wiederfanden. Viele 
der später so genannten „Vertreibungsto-
ten“ kamen während dieser Fluchtbewe-
gung ums Leben. Allein bei der verordneten 
Evakuierung aus der Stadt Breslau starben 
90.000 Menschen. 

Über sechs Millionen Deutsche zogen so in 
den letzten Kriegsmonaten nach Westen. 
Aus den Ostprovinzen waren es über drei 
Viertel der Bevölkerung. Sie waren Kriegs-
flüchtlinge, wie die meisten heute nach 
Deutschland kommenden Menschen.  
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Die Aussiedlung und ihre Motive

Während die vor Kriegsende ins Landesin-
nere geflohenen oder evakuierten Deutschen 
nicht in ihre Herkunftsgebiete zurückkehren 
konnten, wurden die im Osten verbliebenen 
Deutschen in den folgenden Monaten und 
Jahren nach und nach ausgesiedelt. Hinter-
grund für die Entscheidung der Alliierten, 
die Deutschen aus den an Polen abgetrenn-
ten Gebieten, aus der Tschechoslowakei und 
aus Ungarn in die vier Besatzungszonen 
auszusiedeln, war die Erfahrung des Kriegs-
beginns: Nazi-Deutschland hatte gezielt die 
Lage der deutschen Minderheiten in den 
östlichen Nachbarstaaten verschärft, sie mit 
Grenzfragen verknüpft und schließlich zur 
Zerschlagung der Tschechoslowakei und für 
den Überfall auf Polen instrumentalisiert. 
Die deutsche Minderheit war eine Stütze der 
aggressiven Expansionspolitik und der ras-
sistischen Besatzungsherrschaft. 

Ziel der Alliierten war die Schaffung einer 
stabilen Nachkriegsordnung. Sie sollte eine 
erneute Instrumentalisierung deutscher 
Minderheiten für die Zukunft ausschlie-
ßen. Die Erfahrung der brutalen deutschen 
Besatzungspolitik verringerte vorhandene 
Hemmungen gegenüber einer Aussiedlung, 
die im Grundsatz schon früh als unaus-
weichlich galt. Die Westverschiebung Polens 
erhöhte allerdings die Zahl der auszusie-
delnden Deutschen erheblich. Aber das Zu-
sammenleben mit einer größeren Zahl von 
Deutschen, die das NS-System gestützt und 
mitgetragen hatte, war Polen und Tschechen 
nach diesem Krieg kaum zumutbar und nur 
schwer vorstellbar. Eine Entfernung der 

Deutschen aus den östlichen Nachbarstaa-
ten erschien daher allen Seiten als der einzi-
ge Weg, den Frieden in Europa dauerhaft zu 
erhalten. Bestärkt wurden die Alliierten zu-
dem dadurch, dass Deutschland selbst wäh-
rend des Krieges im Rahmen umfangreicher 
ethnographischer Neuordnungspläne schon 
eine Million „Volksdeutsche“ umgesiedelt 
hatte.

Nachdem es bereits nach Kriegsende zu so 
genannten „wilden Vertreibungen“ gekom-
men war, beschlossen die Alliierten auf der 
Potsdamer Konferenz im Juli 1945 eine 
geregelte und geordnete Aussiedlung der 
Deutschen. Die vorgesehene „ordnungsge-
mäße und humane“ Durchführung wurde 
nicht nur durch Kriegszerstörungen, Ver-
sorgungsengpässe sowie widerstreitende 
Interessen unterschiedlicher Stellen be-
hindert. Sie scheiterte auch daran, dass die 
deutsche Terror- und Vernichtungspolitik 
in den besetzten Gebieten zu einer Haltung 
geführt hatte, die wenig Mitgefühl mit den 
Deutschen aufkommen ließ. Aus der  Be-
satzungserfahrung der Kriegsjahre resul-
tierten dagegen vielfach Gleichgültigkeit 
oder gar ein genereller Hass gegenüber den 
Deutschen, der wenig Raum für individuel-
le Differenzierungen ließ. Die Aussiedlung 
der Deutschen war daher mit zahlreichen 
Übergriffen und Plünderungen verbunden. 
Sie erfolgte hauptsächlich in den Jahren 
1945/46 und zog sich bis 1950 hin.  
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Aufnahme, Integration und  
Erinnerung

Vertreter von Vertriebenenverbänden be-
tonen heute immer wieder, dass mit den 
Vertriebenen am Ende des Zweiten Welt-
krieges Deutsche zu Deutschen gekommen 
seien. Die Voraussetzungen und der Erfolg 
ihrer Integration seien daher mit denen der 
heutigen Flüchtlinge nicht vergleichbar. 
Tatsächlich waren die Deutschen damals 
Binnenflüchtlinge, so wie heute die meisten 
Flüchtlinge auf der Welt, die in der Regel 
versuchen, in der Nähe ihrer Herkunftsge-
biete und in einer Kultur zu verbleiben, die 
ihnen vertraut ist. 

Trotzdem gab es auch für die deutschen 
Zuwanderer nach dem Krieg erhebliche 
Integrationshemmnisse. Die einheimische 
Bevölkerung reagierte oft ablehnend auf 
den Zuzug von außen, den sie als ein unge-
rechtes Diktat der Siegermächte wahrnahm. 
Höchst ambivalent wirkte der politische Re-
visionsvorbehalt, der sich aus der Nichtan-
erkennung der Oder-Neiße-Grenze ergab. 
Solange die Wiedergewinnung der Heimat  
im Osten proklamiert wurde, konnten die 
Vertriebenen zwar das Gefühl haben, dass 
sie in ihrem Rückkehrwunsch von der Auf-
nahmegesellschaft unterstützt würden. Die 
Neubeheimatung im Westen blieb damit 
aber lange nur provisorisch.   

Für beide Seiten wirkte die Konfronta-
tion konfessioneller Milieus, ländlicher 
und städtischer Herkünfte sowie regiona-
ler Eigenarten anfangs nicht selten wie ein 
Kulturschock. Gleichzeitig erfolgten das 

Entdecken von Gemeinsamkeiten und die 
langsame Transformation in eine neue ge-
meinsame Gesellschaft. Bis heute gehö-
ren Diskriminierungserfahrungen zu den 
schmerzhaften, die Erfahrung von Mitge-
fühl und Hilfsbereitschaft zu den positiven 
Erinnerungen der deutschen Vertriebenen. 
Nicht zuletzt diese Erinnerungen verbinden 
sie mit Zuwanderern von heute. 

Über den Autor:

Dr. Stephan Scholz ist Privatdozent am Institut für 
Geschichte der Carl v. Ossietzky-Universität Olden-

burg. Er forscht zur deutschen Erinnerungskultur 
und speziell zum Umgang mit der ‚Flucht und Ver-

treibung‘. Jüngste Veröffentlichungen hierzu: 

 Vertriebenendenkmäler. Topographie einer deut-
schen Erinnerungslandschaft, Paderborn: Schö-

ningh 2015; Die Erinnerung an Flucht und Vertrei-
bung. Ein Handbuch der Medien und Praktiken, 

Paderborn: Schöningh 2015 (hg. mit Maren Röger u. 
Bill Niven)
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Was heißt hier Vertreibung? 

Von Lars Breuer

Noch immer ist unklar, was genau das Ziel 
der 2008 gegründeten Stiftung „Flucht, Ver-
treibung, Versöhnung“ sein soll. Konserva-
tive wehren sich gegen eine Einbeziehung 
aktueller Fluchtbewegungen. 

Seit ihrem Bestehen ist die Stiftung „Flucht, 
Vertreibung, Versöhnung“ in der Öffentlich-
keit vor allem durch personelle und inhaltli-
che Querelen bekannt. Noch immer ist nicht 
absehbar, wann die seit 2010 geplante Dau-
erausstellung im Berliner „Deutschland-
haus“ eröffnet werden soll. Hinter dieser 
weitgehenden Lähmung, so die These dieses 
Artikels, steht ein bis heute ungelöster Kon-
flikt um die inhaltliche Ausrichtung der Stif-
tung.

Am Anfang stand das Vorhaben, die Erinne-
rung an Flucht und Vertreibung von Deut-
schen nach dem Zweiten Weltkrieg in Form 
einer zentralen Gedenkstätte in Berlin zu 
institutionalisieren. Vor allem die langjäh-
rige Präsidentin des Bundes der Vertriebe-
nen (BdV), Erika Steinbach, machte sich für 
dieses Anliegen stark und hatte dazu 2000 
eigens die private Stiftung „Zentrum gegen 
Vertreibungen“ (ZgV) gegründet. Um Un-
terstützer_innen zu gewinnen, argumen-
tierten BdV und Stiftung universalistisch 
– es gehe nicht nur um Deutsche, sondern 
um das Unrecht von Vertreibung und Hei-
matverlust im Allgemeinen.

Doch die Skepsis gegenüber den Plänen des 
BdV blieb bestehen, nicht zuletzt aufgrund 

der jahrzehntelangen revisionistischen Rhe-
torik der Vertriebenenverbände. Die dama-
lige rotgrüne Bundesregierung sprach sich 
gegen das ZgV aus und forderte stattdessen 
eine europäische Ausrichtung der Erinne-
rung an Flucht und Vertreibung – insbeson-
dere in Kooperation mit Polen. 

Fachleute und Wissenschaftler_innen sind 
sich international einig, dass es tatsächlich 
an unterschiedlichen Orten und zu unter-
schiedlichen Zeiten Flucht und Vertreibung 
gegeben hat. Diese müssten jedoch stets in 
ihrem spezifischen historischen Kontext ver-
standen werden, also meist im Zusammen-
hang mit Kriegen oder anderen Massenge-
waltverbrechen. So könne das Schicksal der 
geflüchteten und vertriebenen Deutschen 
nach 1945 nicht losgelöst von der national-
sozialistischen Expansions- und Vernich-
tungspolitik betrachtet werden. Doch ge-
nau dies darf als Absicht des ZgV betrachtet 
werden. In einer 2006 gezeigten Ausstel-
lung, die häufig als Vorlage für die geplante 
Ausstellung im ZgV bezeichnet wurde, wird 
der Nationalsozialismus wörtlich zum „Vor-
spiel“ des eigentlichen Geschehens redu-
ziert – nämlich der Flucht und Vertreibung 
von Deutschen.

Die 2008 gegründete staatliche Stiftung 
„Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ ist ein 
Kind der Großen Koalition. Sie ist ein Ver-
such, die beschrieben Perspektiven unter 
einen Hut zu bekommen, ohne die dar-
aus resultierenden Konflikte zu lösen. Und 
so schwelt der Konflikt seit der Stiftungs-
gründung in institutionalisierten Formen 
vor sich hin: In der Grundkonzeption der 



Zur Diskussion

Magazin vom 24.02.2016 14

Stiftung ist einerseits viel von Europa und 
Versöhnung die Rede, andererseits sollen 
Flucht und Vertreibung der Deutschen den 
„Hauptaspekt“ der geplanten Dauerausstel-
lung bilden. Nicht Wenige sahen darin 2008 
eine Umsetzung der BdV-Pläne unter an-
derem Namen und mit etwas europäischer 
Rhetorik. Die FAZ kommentierte damals, 
Steinbach habe nun „alles erreicht, was sie 
bezweckte“. 

Die Zusammensetzung der Stiftungsgremien 
unterstützte diesen Eindruck: Im Stiftungs-
rat, der für die personellen und inhaltlichen 
Entscheidungen der Stiftung verantwortlich 
ist, verfügt der BdV über so viele Sitze wie 
keine andere Institution. Stiftungsdirektor 
Manfred Kittel hat zwar keine persönlichen 
Verbindungen zum BdV, kann aber getrost 
als nationalkonservativ bezeichnet werden. 
In seiner wissenschaftlichen Forschung hat 
er sich unter anderem um das schwindende 
Ansehen der Vertriebenenverbände gesorgt. 
Zugleich bekam die Stiftung einen „wissen-
schaftlichen Beraterkreis“, dem auch For-
scher_innen angehörten, die dem BdV ge-
genüber durchaus kritisch waren. Darunter 
waren auch jeweils ein_e Vertreter_in aus 
Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn. 
Doch Ende 2010 waren bereits fünf der acht 
Mitglieder dieses Beirates von ihren Posten 
zurückgetreten. 

Der vordergründige Anlass dafür war, dass 
Erika Steinbach auf einem Sitz im Stiftungs-
rat beharrte – wohl wissend, dass dies etwa 
für die SPD, aber auch für die polnischen 
Vertreter untragbar war. Als Preis für Stein-
bachs letztlichen Verzicht wurde eigens das 
Stiftungsgesetz geändert („Lex Steinbach“) 

und der BdV erhielt doppelt so viele Sitze 
im Stiftungsrat wie zuvor. Damit hörten die 
Probleme bei Weitem nicht auf: Zwei der 
BdV-Vertreter im Stiftungsrat waren durch 
revisionistische Äußerungen aufgefallen, 
die den Stiftungszweck der Versöhnung „ge-
radezu verhöhnen“, wie es ein Mitglied des 
wissenschaftlichen Beraterkreises formu-
lierte. Als der BdV sich weigerte, die beiden 
abzuberufen, ließ der Zentralrat der Juden 
sein Mandat im Stiftungsrat ruhen.

Nach ein paar Jahren, in denen kaum etwas 
von der Stiftung zu hören war, kam es dann 
2014 zum nächsten offenen Konflikt. Meh-
rere renommierte Wissenschaftler aus dem 
Beraterkreises warfen Direktor Kittel öf-
fentlich mangelnde Kooperation sowie eine 
einseitige Fokussierung auf die deutschen 
Vertriebenen vor. Der Streit endete mit Kit-
tels nicht ganz freiwilligem Rücktritt. Bei 
der Suche nach einem Nachfolger entschied 
sich der Stiftungsrat für den weitgehend un-
bekannten Historiker Winfrid Halder und 
damit gegen den vom wissenschaftlichen 
Beirat favorisierten und aus deren Sicht 
besser qualifizierten Kandidaten. Als Re-
aktion traten fünf renommierte Mitglieder 
des Beraterkreises zurück und dieser hörte 
de facto auf zu existieren. Nach nur wenigen 
Monaten zog Halder seine Kandidatur dann 
überraschend zurück. Seit Juli 2015 wird 
nun bereits nach einem Nachfolger gesucht. 
Derweilen versucht Uwe Neumärker, haupt-
amtlich Direktor der Stiftung Denkmal für 
die ermordeten Juden Europas, als Inte-
rims-Chef die Arbeit der Stiftung am Laufen 
zu halten.
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Die geplante Dauerausstellung ist dabei in 
weite Ferne gerückt. Momentan ist nicht 
abzusehen, wann diese eröffnen soll, in der 
Presse genannte Termine sind inzwischen 
ähnlich glaubwürdig wie beim Berliner 
Großflughafen BER. Der leitende Kurator 
hat daraus die Konsequenzen gezogen und 
sich einen neuen Job gesucht. Der inhaltli-
che Konflikt um die Dauerausstellung – und 
damit auch um die Ausrichtung der Stiftung 
insgesamt – ist derweil vollkommen un-
gelöst. Der Rückzug von Kittel und Halder 
könnte allerdings Zeichen einer Verschie-
bung der politischen Kräfteverhältnisse 
sein. 

Bereits 2009 hatte die Initiative „Zentrum 
für politische Schönheit“ auf einer gefälsch-
ten Website der Vertriebenen-Stiftung dafür 
plädiert, zukünftig stärker „Anteilnahme am 
gegenwärtigen Schicksal von Millionen dezi-
diert nicht-deutscher Flüchtlinge“ zu zeigen 
– zahlreiche Agenturen und Medien über-
nahmen die Meldung, die damals noch als 
gelungener Scherz abgetan werden konnte. 

Doch angesichts von derzeit weltweit über 60 
Millionen Kriegsflüchtlingen – der höchsten 
Zahl seit dem Zweiten Weltkrieg – und an-
gesichts der politischen Debatten über das 
Thema Flucht und Migration ist der Bezug 
auf die gegenwärtigen Flüchtlinge und Ver-
triebenen für die Stiftung „Flucht, Vertrei-
bung, Versöhnung“ kaum zu vermeiden. 

Entsprechend forderte Michael Roth, als 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt Mit-
glied des Stiftungsrates, im Dezember 2015 

eine Neuausrichtung der Stiftung „am Leit-
bild Europas als Einwanderungskontinent.“ 
Die Stiftung solle dem Ziel der Versöhnung 
in ihrem Namen besser gerecht werden und 
sich neben Fluchtursachen auch der Integ-
ration heutiger Flüchtlinge widmen. Dazu 
sollte sowohl das Stiftungsgesetz als auch 
die vorliegende Konzeption für die Arbeit 
der Stiftung „ausgebaut“ werden. Dabei 
beruft Roth sich explizit auf das von der 
Stiftung benannte Ziel „Vertreibungen als 
gewalttätiges politisches Instrument und 
als Menschenrechtsverletzung“ zu ächten – 
und zwar „zu jeder Zeit und an jedem Ort“.

Die Universalisierung von Vertreibung als 
Unrecht – zunächst ein erfolgreicher rhe-
torischer Kniff der Vertriebenenverbände 
– scheint diesen nun auf die Füße zu fallen. 
Entsprechend hilflos reagieren konservati-
ve Politiker wie der CSU-Vorsitzende Horst 
Seehofer, der dazu sagte: „Asylbewerber sind 
für Deutschland nicht dasselbe wie deutsche 
Heimatvertriebene“. Bernd Fabritius, seit 
Ende 2014 Nachfolger von Erika Steinbach 
als BdV-Präsident, ging noch einen Schritt 
weiter und meinte, „die Zuwanderung von 
heute mit dem ethnisch bedingten Vertrei-
bungsdruck der Nachkriegszeit gleich[zu]
setzen“, sei „verletzend […], weil sie das Ver-
treibungsunrecht relativieren“. Ironischer-
weise wandte sich Fabritius, der selbst 1984 
als 19-jähriger „Vertriebener“ aus Rumänien 
in die Bundesrepublik migrierte, ausdrück-
lich gegen die Einwanderung von Menschen 
aus Balkanländern nach Deutschland.
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Man darf gespannt sein, wie die Stiftung 
„Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ diese 
neuen inhaltlichen Impulse aufgreift. Die 
in absehbarer Zeit zu erwartende Besetzung 
des Direktoren-Postens dürfte dabei eine 
erste Richtungsentscheidung sein.

Über den Autor:

Dr. Lars Breuer, Soziologe und Kulturwissenschaft-
ler, zur Zeit freiberuflich, forscht und schreibt 

hauptsächlich zu den Themen Erinnerungskulturen, 
Geschichtspolitik und kommunikative Erinnerung. 

Er beobachtet die Stiftung „Flucht, Vertreibung, 
Versöhnung“ seit deren Gründung.
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Der polnische  
Vertreibungsdiskurs

Vom Zentrum gegen Vertreibungen 
bis zum sichtbaren Zeichen

Von Arthur Osinski

In Polen fanden bis heute insgesamt drei 
Debatten zum Thema Vertreibung und 
Transfer der deutschen Bevölkerung aus den 
ehemaligen Ostprovinzen statt. Der zuletzt 
geführten Vertreibungsdebatte, die um die 
Jahrtausendwende in der deutschen Öffent-
lichkeit begann, ist in Polen bereits schon 
kurze Zeit nach dem politischen Umbruch 
in den  1990er-Jahren eine Eigene voraus-
gegangen. Als die damals aktuell geführte 
Debatte in der polnischen Öffentlichkeit fast 
abgeschlossen zu sein schien, wurde dieses 
Thema auf einmal  gesellschaftlich wieder 
höchst aktuell. »Ein Zentrum gegen Ver-
treibungen« (ZgV) unter dem Patronat des 
»Bundes der Vertriebenen« (BdV) sollte in 
Berlin entstehen. Die polnische Seite reagier-
te auf die vom BdV erarbeitete Konzeption 
für das künftige Vertreibungszentrum irri-
tiert. Man erachtete diese als zu tendenziös 
und befürchtete seitens des Bundes die Re-
lativierung der Geschichte. Die Folge dessen 
war ein hart geführter Vertreibungsdiskurs 
zwischen der polnischen Seite und den Ver-
tretern des BdV. Dieser eskalierte vollends, 
als vom BdV revisionistische Restitutions- 
und Entschädigungsforderungen gegenüber 
Polen erhoben wurden. Die damalige Präsi-
dentin des BdV ließ durch ihre kruden Äuße-
rungen den Streit sogar noch weiter eskalie-
ren. Die fast zur selben Zeit durch ranghohe 

BdV-Funktionäre gegründete »Preußische 
Treuhand«  löste zusätzliche Spannungen 
in Polen aus, und disqualifizierte dort den 
BdV als adäquaten Schirmherr eines künf-
tigen Vertriebenenzentrums vollends. Da 
die Vertriebenenorganisation finanziell von 
der Bundesregierung maßgeblich subventi-
oniert wird und damals in den Schwestern-
parteien CDU und CSU politisch noch gro-
ßen Einfluss genoss, entwickelte sich daraus 
zugleich ein auf beiden Seiten hart geführter 
deutsch-polnischer Vertreibungsdiskurs, 
der sogar auf die politische Ebene übergriff. 

Die Vertreibungsdebatte der  
Nachkriegszeit

Die in der polnischen Öffentlichkeit geführ-
ten Debatten über die Vertreibung der Deut-
schen kann man in drei Zeiträume untertei-
len. Der erste fand in den Nachkriegsjahren 
statt und dauerte bis zur Wende 1989. Die-
ser war gekennzeichnet durch ein von der 
Staatsmacht der Volksrepublik Polen legi-
timiertes Gedenken, das durch den Mythos 
eines „tausendjährigen deutsch-polnischen 
Kampfes“ bestimmt wurde, dessen Ziel die 
„Wiedereinverleibung“ der westlichen pias-
tischen Gebiete war. Diese erste Phase der 
polnischen Auseinandersetzung mit der 
Vertreibung der Deutschen kann als eine 
vom staatlichen Erinnerungsmonopol be-
stimmte Zeit der Indoktrination bezeichnet 
werden. Eine objektive und aufrichtige Auf-
arbeitung konnte aufgrund der staatlichen 
Zensur in der damaligen Volksrepublik Po-
len nicht geleistet werden.  
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Nach der Wende

Erst die politische Wende der  1990er-Jah-
re ermöglichte der polnischen Gesellschaft 
eine objektive Auseinandersetzung mit ihrer 
eigenen Geschichte, somit auch mit derer 
weißen Flecken und mit Themen, die in der 
Volksrepublik nicht denkbar waren. Eines 
der wichtigsten Ziele, das sich Polen setzte, 
war die Entsowjetisierung ihrer Geschichts-
schreibung. Nach dem Systemwechsel kam 
es folglich Anfang der 1990er Jahre ebenfalls 
zu einer umfassenden Debatte über die Ver-
treibungen der Deutschen, bei der es auch 
um die moralische Dimension der Zwangs-
aussiedlungen ging. Die größten Zeitungen 
Polens wie die liberale Gazeta Wyborcza 
oder der Dziennik Powszechny widmeten 
dieser Thematik schon damals zahlreiche 
Beiträge. Darüber hinaus erschienen dazu 
viele Publikationen und Abhandlungen. Die 
breitgeführte polnische Vertreibungsdebat-
te wurde auf der Seite der deutschen Öffent-
lichkeit leider nur peripher wahrgenommen. 

Die aktuelle Debatte

Die wohl heftigste Debatte löste in Polen je-
doch der BdV mit der Lancierung der Idee 
zum Bau eines »Zentrums gegen Vertrei-
bungen« aus. In der deutschen Hauptstadt 
sollte ein Mahnmal für die Opfer der Flucht 
und Vertreibungen entstehen. Betont wurde 
vom BdV, dass es sich dabei um eine Doku-
mentationsstätte im geschichtlichen Kon-
text handeln sollte, die das Schicksal der 
deutschen Vertriebenen sowie Vertreibun-
gen und Genozide an anderen europäischen 
Völkern im 20. Jahrhundert erfahrbar  

machen soll. Beunruhigend für den östlichen 
Nachbarn Deutschlands war es jedoch, dass 
durch das Ziel, die Vertreibungsgeschich-
ten des 20. Jahrhunderts aufzuarbeiten, die 
Vertreibung der Polen und der Deutschen 
im Zweiten Weltkrieg gleichgesetzt werden 
sollte. Bei der Erörterung dieses Vorhabens 
kamen in der polnischen Öffentlichkeit Be-
fürchtungen auf, dass ein so wichtiges Vor-
haben nicht von der deutschen Regierung, 
sondern vom BdV lanciert worden sei - einer 
Organisation, die bis zur Jahrtausendwende 
immer wieder revanchistische Forderungen 
an den polnischen Staat gestellt hat. Die fast 
gleichzeitige Gründung der »Preußischen 
Treuhand« hat bei den Polen derartige Be-
fürchtungen umso mehr bestätigt. 

Viele polnische Intellektuelle erörterten das 
Projekt eines Zentrums in Berlin. Doch im 
Gegensatz zu der in Deutschland stattfin-
denden Debatte lehnte man in Polen das 
Projekt schon nach kurzer Zeit übereinstim-
mend ab, weil man das Zentrum in Berlin 
eher als Hindernis für eine gemeinsame 
europäische Erinnerungskultur sah. Polni-
sche Medien griffen das Thema der Entste-
hung des ZgV auf, indem sie das künftige 
Mahnmal als Ort einer geschichtsrevisio-
nistischen Stätte des BdV bezeichneten und 
heizten die Debatte in Polen noch zusätzlich 
an. Darüber hinaus meldeten sich wichtige 
Persönlichkeiten und veritable Kenner der 
deutsch-polnischen Geschichte zu Wort, die 
den Bau des ZgV ablehnten. In ganz Polen 
betrachtete man die Organisation des BdV 
seit eh und je mit Zurückhaltung. Gerade 
Entwicklungen, wie etwa die Erhebung von 
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Restitutionsansprüchen des BdV an Polen, 
der Berliner Appell von Erika Steinbach 
oder die schon erwähnte Gründung der 
»Preußischen Treuhand« trugen vermehrt 
zu Irritationen auf der polnischen Seite bei. 
Man wollte nicht, dass die Deutungshoheit 
für so ein so wichtiges Vorhaben allein dem 
BdV überlassen wird. 

Das unsichtbare Zeichen

Der im März 2008 ausgehandelte Kom-
promiss der Errichtung des »Sichtbaren 
Zeichens« entspannte die seit mehreren 
Jahren verfahrene Situation im deutsch-
polnischen Vertreibungsdiskurs. Der neue 
Gesetzentwurf des damaligen Kulturstaats-
ministers wurde diesmal mit Einbeziehung 
der polnischen Seite durch diplomatische 
Anstrengungen  behutsam vorbereitet. Die-
ser Vorschlag unterschied sich signifikant 
vom ursprünglichen Entwurf, des BdV. Der 
lang andauernde Streit, der zwischen Berlin 
und Warschau wegen der ersten Konzepti-
on entbrannt war, wurde somit größtenteils 
beigelegt. 

Die bis heute immer noch aktuelle Debatte 
in Polen wurde abermals durch die Beset-
zung des Postens im Stiftungsrat entfacht, 
auf den Erika Steinbach durch den BdV 
unisono vertretend  Anspruch erhob. Folg-
lich wurde die Vertriebenenpräsidentin, die 
in Polen schon länger als persona non gra-
ta gilt, im Februar 2009 vom BdV für den 
Stiftungsbeirat des geplanten Dokumenta-
tionszentrums »Flucht, Vertreibung Ver-
söhnung« nominiert. Die Diskussion um 
die Besetzung der Stelle im Stiftungsbeirat  

entwickelte sich endgültig zu einem Politi-
kum, nachdem sich die CDU/CSU demons-
trativ hinter Erika Steinbach stellte. Die La-
ger waren diesmal jedoch klar verteilt, auf 
der Seite der Befürworter standen verlassen 
die CDU/CSU, die Gegenseite wurde von 
allen anderen Zugehörigen des deutschen 
Parteienspektrums vertreten. Da die SPD als 
Koalitionspartei der CDU nicht bereit war, 
Erika Steinbachs Kandidatur für den Posten 
zu bestätigen, sah sich die Vorsitzende des 
BdV gezwungen, auf die Stelle im Stiftungs-
beirat zu verzichten.

Wie brisant bis heute um die Deutungs- 
hoheit über das Projekt gestritten wird, 
zeigen immer wieder neue Rochaden beim 
Stiftungsbeirat. Am besten konnte man dies 
Anfang Juli 2015 bei der Wahl des neuen 
Direktors der Stiftung »Flucht, Vertreibung, 
Versöhnung«, Winfrid Halder, beobachten. 
Dabei kam es wieder zu einem Eklat, sodass 
dieser bereits vor seinem Amtsantritt Ende 
2015 auf den Posten verzichtete. Ein sicht-
bares Zeichen für die Versöhnung ist nach 
fünfzehn Jahren immer noch nicht in Sicht.

Über den Autor:

Arthur Osinski ist Kulturhistoriker und arbeitet für 
das Internationale Bildungs- und Begegnungswerk.
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thematisiert werden. Dabei ermöglicht die 
Fokussierung auf die Lebensgeschichten 
der von Zwangsaussiedlung, Verschleppung 
und Vernichtung Betroffenen einen Pers-
pektivwechsel, der die individuellen Auswir-
kungen der brutalen NS-Umsiedlungs- und 
Vernichtungspolitik in den Blick nimmt. 

Jüdische Zwangsarbeitende bei  
Pertrix

Seit dem 20. Dezember 1938 galt für jüdi-
sche Erwerbslose die Verordnung zum »ge-
schlossenen Arbeitseinsatz«. Die ersten jü-
dischen Zwangsarbeitenden bei Pertrix sind 
ab 1939 belegt. Mit Kriegsbeginn kam es zur 
Ausweitung und Verschärfung des Arbeits-
zwangs. Ab Sommer 1941 wurden alle 14- bis 
60-jährigen Männer und alle Frauen zwi-
schen 16 und 50 Jahren zur Zwangsarbeit 
herangezogen. In einigen Regionen wurden 
diese Altersgrenzen sogar überschritten. 
Auch bei Pertrix arbeiteten über 60-Jährige, 
z.B. Walter Gomma, der seit der Enteignung 
seines Geschäfts bei Pertrix eingesetzt war 
und bereits im November 1942 nach Ausch-
witz deportiert wurde. Insgesamt waren 
mindestens 290 Jüdinnen und Juden in der 
Batterieproduktion beschäftigt. Die Berliner 
Jüdin Hildegard Simon war ab 1941 bei Per-
trix zwangsbeschäftigt und berichtete 1997, 
dass sie bereits vor der Einführung der all-
gemeinen Kennzeichnungspflicht einen aus 
Aluminium gefertigten Davidstern zu tragen 
hatte: „[Diesen] mussten wir vorne auf der 
Brust tragen und hinten am Rücken, damit 
sie gewusst haben, schon von Weitem, dass 
wir nur Juden in dieser Abteilung waren.“ 

 „Wir befürchteten, dass uns 
das hätte passieren können, 
was sie mit den Juden gemacht 
haben”

Der »Austausch« jüdischer  
Zwangsarbeiter_innen mit  

polnischen Zwangsausgesiedelten - 
am Beispiel des Batterieherstellers 

Pertrix 

Von Isabel Panek

In der Batteriefabrik Pertrix in Berlin-
Niederschöneweide waren im Verlauf des 
Zweiten Weltkriegs alle Zwangsarbeiter_in-
nen-Gruppen beschäftigt: Berliner Jüdin-
nen und Juden, ost- und westeuropäische 
zivile Zwangsarbeitende, Kriegsgefangene 
und italienische Militärinternierte sowie 
ab Herbst 1944 auch Konzentrationslager-
Häftlinge. Insgesamt mussten etwa 2.000 
Menschen aus mindestens 16 Nationen bei 
Pertrix arbeiten, wovon mittlerweile 1.704 
namentlich bekannt sind. Pertrix war eine 
Tochterfirma der zur Quandt-Gruppe gehö-
renden Accumulatorenfabrik AG und stellte 
Trockenbatterien, Zünderbatterien und Ta-
schenlampen für die Wehrmacht her. 

Bei Pertrix, wie auch bei anderen Rüstungs-
betrieben, erfolgte ein »Austausch« der Ber-
liner Jüdinnen und Juden mit Zwangsausge-
siedelten aus der Region Zamość, der in den 
Täterdokumenten belegt und überliefert ist. 
Dieser Zusammenhang soll im Folgenden 
anhand von Selbstzeugnissen (Tagebuchein-
trägen, Erinnerungsberichten, Interviews) 
ehemaliger Pertrix-Zwangsarbeiter_innen 
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Andere Überlebende berichteten, dass 
„die gesamte Belegschaft sehr stark  
antisemitisch eingestellt [war]“ und es im-
mer wieder zu Misshandlungen kam. 

Aussagen von ehemaligen jüdischen  
Zwangsverpflichteten sind eine große Aus-
nahme, denn ab November 1942 erfolgte 
nach und nach ihre Deportation und Er-
mordung. Hildegard Simon konnte aber 
aufgrund der Vorwarnung eines Meisters 
der Deportation entgehen und überlebte 
versteckt in Berlin den Zweiten Weltkrieg. 
Ähnlich erging es der 17-jährigen Rita Link, 
die ebenfalls Ende November 1942 unter-
tauchte. Die Deportationen endeten mit der 
sogenannten »Fabrik-Aktion« Ende Feb-
ruar 1943. Aber noch bevor die jüdischen 
Zwangsarbeitenden deportiert wurden, 
mussten sie ihre »Nachfolger_innen« selbst 
in die Arbeitsabläufe einweisen. 

Vertreibung, Verschleppung und  
Vernichtung  –  das »Projekt 

Zamość«  

Die »Nachfolger_innen« kamen aus dem 
Kreis Zamość – im Generalgouvernement. 
Im Zuge des »Generalplans Ost«, der eine 
bevölkerungspolitische Neuordnung der 
eroberten (ost-) europäischen Gebiete auf 
rassistischer Grundlage vorsah, steht die 
Vertreibung von etwa 100.000 Menschen 
aus dem Kreis Zamość. Im Herbst 1942 be-
schloss Heinrich Himmler, die polnische 
Bevölkerung dieser Region gewaltsam zu 
vertreiben und das Gebiet mit »Volksdeut-
schen« bzw. »Deutschstämmigen« zu besie-
deln. Diese Aktion, die Ende November 1942 
begann und im August 1943 abgebrochen 

wurde, basierte auf der vorausgegangenen 
Ermordung der jüdischen Bevölkerung der 
Region Zamość. Die in den Täterdokumen-
ten verharmlosend »Aussiedlung« genann-
ten Aktionen erfolgten nicht Hof- sondern 
Dorfweise; mindestens 100.000 Menschen 
wurden aus etwa 300 Dörfern vertrieben, 
wovon ungefähr die Hälfte erfasst und der 
Rest geflohen war. Ein Großteil der Zwangs-
ausgesiedelten wurde in ein Durchgangsla-
ger in Zamość gebracht. Die Vertreibung or-
ganisierte die »Umwanderer-Zentralstelle« 
des Reichssicherheitshauptamtes unter Be-
teiligung der SS, der Ordnungspolizei sowie 
lokalen Wehrmachtseinheiten. Die Betrof-
fenen hatten nur wenige Minuten, um ihre 
Sachen zu packen, erinnert sich Czesława 
Daniłowicz, die damals 17 Jahre alt war und 
mit ihrer Familie im Dorf Niedzieliska lebte: 
„[…] sie kamen am frühen Morgen und wir 
mussten ruck-zuck raus. […] Die Schwester 
nahm die Federbetten mit und packte die 
Kinder ein, sonst wären sie auf dem Weg 
nach Zamość erfroren, so frostig war es.“ Die 
Verschleppung erfolgte mit Pferdeschlit-
ten und LKWs. Die Zwangsausgesiedelten 
durften nur Handgepäck und 20 Złoty pro 
Person mitnehmen. Czesława Daniłowicz 
berichtet, dass es beim Abtransport ins 
Durchgangslager Zamość immer wieder 
zu Fluchten kam. Ihr Bruder z.B. flüchtete 
in den Wald und schlug sich ins Nachbar-
dorf durch, wo er den Krieg überlebte. Wer 
sich der Zwangsaussiedlung widersetzte 
oder bei der Flucht in Gefangenschaft kam, 
wurde von den Besatzern erschossen oder  
erschlagen. „Im Lager [Durchgangslager 
Zamość] gab es eine Selektion, Menschen 
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wurden in Gruppen geteilt: die einen wur-
den ins Lager Auschwitz abtransportiert, die 
anderen, […] gingen zur Zwangsarbeit nach 
Deutschland”, schildert Janina Łyś, die im 
Januar 1943 gemeinsam mit ihren Eltern zur 
Zwangsarbeit nach Berlin verschleppt wur-
de. Die Besatzer orientierten sich bei diesen 
Einteilungen in sogenannte »Wertungs-
gruppen« an rassistischen Kriterien: einige 
polnische Kinder wurden »germanisiert«, 
d.h. gewaltsam aus ihren Familien gerissen 
und anschließend von Deutschen adoptiert. 
Andere – vor allem Kinder und Alte – wur-
den in Konzentrations- und Vernichtungsla-
ger deportiert oder in sogenannte »Renten-
dörfer« ausgesiedelt. Dort blieben sie sich 
selbst überlassen und verarmten. Die Ar-
beitsfähigen verschleppte man zum Zwecke 
der Ausbeutung zum Zwangsarbeitseinsatz. 
Die Lebensbedingungen im Durchgangsla-
ger Zamość waren katastrophal. Emilia Bar-
teczko schildert in einem Interview 2005, 
dass die Baracken nicht beheizt waren und 
es sehr viel Ungeziefer gab. Die zur Zwangs-
arbeit Eingeteilten wurden in einigen Bara-
cken konzentriert, schrieb Maria Rusinska 
kurz vor ihrer Verschleppung Ende Janaur 
1943 in ihr Tagebuch. Der Zeitpunkt ihrer 
Verschleppung zum Zwangsarbeitseins-
atz war ihr in diesem Moment noch nicht 
bekannt: „Ob Wolken oder die Sonne am 
Himmel, der Blick wandert stumpf entlang 
der Pritschen, niemand weiß, wie lange die 
Haft noch dauern wird, wie lange wir hinter 
dem Draht bleiben werden. Die Tage flossen 
grau, eintönig und düster.“ 

»Mit den gleichen Zügen«  –  der  
Austausch

Dieser »Bevölkerungsaustausch« – die Ver-
nichtung der einen und die Ausbeutung der 
anderen –  erfolgte zum Teil mit den glei-
chen Reichsbahnzügen. Am 25. Januar 1943 
fuhr ein Zug mit etwa 1.000 Zwangsausge-
siedelten von Zamość nach Berlin. Anschlie-
ßend wurden 1.000 Jüdinnen und Juden 
mit dem gleichen Zug in das Vernichtungs-
lager Auschwitz-Birkenau deportiert.   

Auf der Fahrt ins Ungewisse war es eisig kalt 
und die Menschen versuchten zu fliehen, 
erinnert sich Czesława Daniłowicz, die als 
einzige ihrer Familie zum Zwangsarbeits-
einsatz nach Berlin kam: „Als sich der Zug 
in Bewegung setzte – die Fensterscheiben 
waren mit Frost beschlagen, sodass man 
durch sie nichts sah – fingen die Leute an 
auszubrechen. Junge, gesunde Burschen 
türmten. Wenn die Wachmänner das sahen, 
begannen sie auf diese Männer zu schießen 
[…]”.  Vermutlich befanden sich im gleichen 
Transport die Geschwister Barteczko; die 
Schwestern Emilia und Stanisława kamen 
zu Pertrix und ihr Bruder Hieronim in eine 
Spinnstofffabrik in Berlin-Zehlendorf. Emi-
lia Bartzeko war die Älteste und fühlte sich 
für ihre Geschwister verantwortlich, erin-
nert sie sich 62 Jahre später. Deshalb dach-
te sie auch gar nicht daran zu fliehen: „Ich 
hauchte [im Zug] das Fenster an, um noch-
mal Polen zu sehen. Aber der Frost war stär-
ker, es gelang mir nicht.” 
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Das Gefühl für die Eltern oder Geschwis-
ter verantwortlich zu sein und deshalb eine 
Flucht überhaupt nicht in Erwägung zu zie-
hen, ist ein zentrales Motiv in einigen Erin-
nerungsberichten.

Das Anlernen der polnischen Zwangsver-
schleppten durch die jüdischen Zwangsar-
beitenden dauerte ca. drei Wochen und fand 
getrennt von den deutschen Beschäftigten 
statt. Ein Großteil arbeitete in der Abtei-
lung »Füllerei« und war damit beschäftigt, 
Elektrolytpaste in die Batteriehülsen zu 
pumpen. Von den Arbeitsabläufen sind kei-
ne Fotografien überliefert. Umso wertvoller 
sind die Erinnerungen von Janina Łyś, die 
eine präzise Beschreibung der Produktions-
abläufe und insbesondere der schlechten 
Arbeitsbedingungen liefert. Schutzkleidung 
wie z.B. Gummihandschuhe bekamen die 
Zwangsarbeitenden beider Gruppen nicht, 
obwohl die „[…] ganze Fabrikhalle durch 
diese Elektrolyse verseucht war, man sah 
goldene Teilchen, die in der Luft wirbelten.“ 
beschreibt Janina Łyś eindrücklich. Bis heu-
te leidet sie an gesundheitlichen Spätfolgen. 
Während ihres Zwangsarbeitseinsatzes bei 
Pertrix spielte sie mehrmals mit dem Ge-
danken sich in der Spree zu ertränken. Nach 
der Einweisung der polnischen Zwangsre-
krutierten erfolgte Ende Februar 1943 die 
Verhaftung der Berliner Jüdinnen und Ju-
den direkt am Arbeitsplatz: „das war ganz 
schrecklich. […] Wie sie weinten, mein Gott. 
Und wir weinten mit ihnen. Es war wirklich 
zum weinen.” berichtet Czesława Daniłowicz 
71 Jahre später. Mit dem unsicheren Gefühl, 
eines Tages das gleiche Schicksal erleiden 

zu müssen, lebten die jungen polnischen 
Frauen bis zum Kriegsende, schreibt Janina 
Łyś. Und Czesława Daniłowicz resümiert: 
„Anderseits, wer würde dann arbeiten? Es 
gab keine mehr, die hätten arbeiten können. 
Nachdem wir zur Arbeit gekommen sind, 
konnten sie die da vernichten, aber nach uns 
ist doch keiner mehr gekommen.” 
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„Wer Sturm sät...“  
Eine essayistische Streitschrift 
zur Auseinandersetzung mit 
Flucht und Vertreibung in der 
deutschen Erinnerungskultur

Von Anne Lepper

Im Herbst 2000 gründete sich im Fahrt-
wind langjähriger geschichts- und medien-
politischer Auseinandersetzungen die dem 
„Bund der Vertriebenen“ (BdV) nahestehen-
de Stiftung „Zentrum gegen Vertreibungen“ 
(ZgV). Deren erklärtes Ziel war und  ist es 
auch heute noch, in Berlin eine zentrale Ein-
richtung zum Gedenken an die „Opfer von 
Vertreibung und Genozid“ und zur Verhin-
derung von „Völkervertreibungen weltweit“ 
zu errichten. In dem wissenschaftlichen Bei-
rat, den die Stiftung kurz nach ihrer Grün-
dung einberief, versammelten sich bald 
zahlreiche bekannte Persönlichkeiten aus 
dem breiten politischen, gesellschaftlichen 
und publizistischen Spektrum der Bundes-
republik – darunter auch einige jüdische In-
tellektuelle, die, teilweise unter Vorbehalt, 
ihre Unterstützung für die Umsetzung eines 
solchen Zentrums zugesagt hatten. Auch 
Micha Brumlik, Erziehungswissenschaftler 
und Publizist (in dieser Ausgabe mit einem 
Beitrag zu Schuld und Opfer-Empfinden der 
Deutschen im Kontext des Zweiten Welt-
kriegs vertreten), wurde von der Stiftung 
ersucht, im wissenschaftlichen Beirat des 
Zentrums mitzuwirken. Brumlik entschied 
sich jedoch nach anfänglichem Zögern ge-
gen eine Mitarbeit und legte im Rahmen 
seiner 2005 im Aufbau-Verlag erschienenen  

Publikation „Wer Sturm sät. Die Vertrei-
bung der Deutschen“ eine ausführliche und 
öffentliche Stellungnahme zu dieser Ent-
scheidung ab. 

Das „Zentrum gegen Vertreibungen“ 
als Kristallisationspunkt einer  

erinnerungspolitischen Debatte

Die Diskussion um die Errichtung eines 
„Zentrums gegen Vertreibungen“ in Berlin 
vergegenständlicht eine Debatte, die in der 
deutschen Nachkriegsgesellschaft von Be-
ginn an kontrovers, jedoch dabei oft einsei-
tig geführt wurde: die Frage nach dem erin-
nerungskulturellen und gedenkpolitischen 
Platz von Flucht und Vertreibung und damit 
von deutschen Opfernarrativen im Kontext 
von Nationalsozialismus, Zweitem Welt-
krieg und Holocaust. Mit seiner Stellung-
nahme greift Brumlik aktiv in die Debatte 
um das Thema „Flucht und Vertreibung“ ein 
und fordert dadurch eine Neuausrichtung 
des Standes der Auseinandersetzung sowohl 
auf politischer als auch auf gesellschaftlicher 
Ebene. In seiner Arbeit, die der Autor selbst 
als essayistische Streitschrift verstanden  
sehen will, setzt er sich auf moralphilosophi-
scher, völkerrechtlicher, historischer und 
psychologischer Ebene mit den die Debatte 
bestimmenden Fragen – nach den histori-
schen Ursachen und Gründen von Flucht 
und Vertreibung, nach der politischen und 
moralischen Vertretbarkeit der Forderun-
gen der Vertriebenenverbände, aber eben 
auch nach dem grundsätzlichen „Verhältnis 
von Holocaust und Vertreibung im kollek-
tiven Gedächtnis der gegenwärtigen deut-
schen Nation“ (S. 15) – auseinander. 

http://www.z-g-v.de/
http://www.z-g-v.de/
http://www.z-g-v.de/
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Annäherung an die Kernaspekte des 
Themas aus verschiedenen  

Richtungen

Jedes der sechs Kapitel, deren inhaltliche 
Verknüpfung sich dem/der Leser_in erst in 
der Gesamtschau entfaltet, eröffnet dabei 
den Blick auf die Thematik aus einer eige-
nen Perspektive. Dadurch entsteht eine Art 
Prisma, das das insbesondere vonseiten der 
Vertriebenenverbände oft einseitig und starr 
behandelte Thema aus einem multiperspek-
tivischen Blickwinkel darzustellen vermag. 
Dadurch wird deutlich, dass es sowohl in 
der Analyse der Ursachen und Gründe für 
Flucht und Vertreibung als auch in der Po-
sitionierung des historischen Komplexes 
im kollektiven und kulturellen Gedächtnis 
Deutschlands eines gesellschaftlichen Dis-
kurskorrektivs bedarf. 

Das erste Kapitel dient dementsprechend 
zunächst einer historiografischen Hinfüh-
rung und damit gleichzeitig einer persönli-
chen Standortbestimmung. Wenngleich die 
gewählte Form eines Essays als schriftlicher 
Beitrag zu einer öffentlichen Debatte nicht 
den Anforderungen einer klassischen zeit-
historischen Studie gerecht werden kann, 
so nutzt der Autor das erste Kapitel doch 
zu einer geschichtswissenschaftlichen Neu-
ausrichtung des historischen Gegenstandes. 
In seinem Versuch, die realgeschichtlichen 
Abläufe von Flucht und Vertreibung zu re-
konstruieren und diese in den Gesamt-
kontext von Nationalsozialismus, Zwei-
tem Weltkrieg und Nachkriegsgeschehen  
einzubauen, weist Brumlik immer wieder 

darauf hin, dass es ihm nicht um eine Nivel-
lierung oder gar eine Negierung des Leides 
der (deutschen) Opfer geht. Es wird jedoch 
deutlich, dass die Ursachen und Gründe für 
deren Vertreibungen – bei denen es sich 
vielfach, das wird dank der definitorischen 
Differenzierungen des Autors noch einmal 
deutlich, um eine mehr oder minder selbst 
gewählte Flucht handelte (S.30ff) – nicht 
allein in den tatsächlichen nationalstaat-
lich und rassistisch motivierten Bemühun-
gen der betreffenden Regierungen und ei-
ner Siegerjustiz der westlichen Alliierten zu 
suchen sind, sondern dass die Vertreibung 
der Deutschen am Ende des Zweiten Welt-
krieges zuallererst als Konsequenz einer das 
Jahrhundert durchziehenden völkisch-nati-
onalistischen Um- und Aussiedlungspolitik 
gesehen werden muss. Diese, so vermag der 
Autor zu zeigen, wurde vom nationalsozi-
alistischen Deutschland von Beginn an in 
besonderer Form vertreten und aktiv be-
trieben. Die Aussiedlungen der deutschen 
Minderheiten aus Pommern, Schlesien, 
Ostpreußen und dem Sudetenland müssen 
dementsprechend in einem „Tun-Ergehens-
Zusammenhang“ (u.a. S. 66) eingeordnet 
werden, in dem also die Ursachen für Flucht 
und Vertreibung als unmittelbares Resultat 
der nationalsozialistischen „Umvolkungs-
politik“, dem von Deutschland geführten 
Eroberungs- und Vernichtungsfeldzug so-
wie der Illoyalität der deutschen Minderhei-
ten gegenüber ihren Regierungen – insbe-
sondere im Sudetenland – gesehen werden 
müssen.  
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Das Zweite Kapitel widmet sich schließlich 
der aktuellen politischen Debatte um das 
von Erika Steinbach und dem BdV geforder-
te „Zentrum gegen Vertreibungen“. Dabei 
verfolgt der Autor nicht allein die ausführ-
lich und differenziert begründete Gegenrede 
gegen eine „auf nationalistischem Ressenti-
ment aufbauende[...] Gedenkstätte“ (S. 160) 
sondern auch gegen die Unterstützung des 
Vorhabens sowohl auf politischer Ebene in 
Gestalt von CDU/CSU als auch auf gesell-
schaftlicher Ebene. 

Unter anderem mit Blick auf die bereits 
1950 verabschiedete und nach wie vor gül-
tige „Charta der Heimatvertriebenen“, die, 
so zeigen die Ausführungen Brumliks, von 
zahlreichen ehemaligen Nationalsozialisten 
verfasst und unterzeichnet wurde, werden 
die unverhohlen revisionistischen und re-
vanchistischen Absichten des BdV und des 
ZgV deutlich. Der in der Charta in jovialer 
Selbstgefälligkeit dargebrachte Verzicht 
auf „Rache und Vergeltung“ dient der Vor-
gabe einer vermeintlichen Versöhnlichkeit, 
wird jedoch von Brumlik zurecht als „Unge-
heuerlichkeit“ entlarvt (S. 95). In dem An-
gebot eines Verzichts steckt grundsätzlich 
die Annahme eines (rechtlichen oder mo-
ralischen) Anspruchs, der jedoch im Falle 
der Vertriebenen als höchst problematisch 
gesehen werden muss. Die Annahme eines 
grundsätzlichen Anspruchs auf Rache und 
Vergeltung entspricht allerdings deren tra-
ditionellem Selbstbild als „der vom Leid die-
ser Zeit am schwersten Betroffenen“ (S.93). 
Brumlik fordert auch an dieser Stelle eine  

Verhältnismäßigkeit, die zwar nicht das Leid 
der Vertriebenen relativieren, aber eben 
doch die Tatsache anerkennen soll, dass die 
Züge, die kurz nach dem Zweiten Weltkrieg 
Richtung Westen unterwegs waren, in die 
„von britischen oder US-amerikanischen 
Truppen verwaltete Besatzungszone und 
eben nicht – wie nur knapp ein Jahr vorher 
aus Ungarn – in das Vernichtungslager und 
die Gaskammern von Auschwitz“ fuhren 
(S.88).

Die folgenden vier Kapitel dienen schließ-
lich dazu, den Blickwinkel zu erweitern und 
„Flucht und Vertreibung“ in einem weiteren 
Kontext einzuordnen. Diesen Kontext bildet 
im dritten Kapitel die literarische Verarbei-
tung des Themas in der deutschen Nach-
kriegs-Belletristik, unter anderem in der 
Novelle „Im Krebsgang“ von Günther Grass. 
Dabei analysiert Brumlik die verschiedenen 
literarischen Werke unter den Aspekten von 
„Verantwortung und Verdrängung“ und 
zeigt dabei, dass sich die erlittenen Trauma-
ta nicht durch eine rückwirkende Erinne-
rungskultur bearbeiten lassen. 

Im vierten Kapitel wird dann die Vertrei-
bung der Deutschen in den Gesamtkontext 
eines ‚Jahrhunderts der Vertreibungen‘ – 
vom jungtürkischen Genozid an den Arme-
niern zu den Verbrechen der Roten Khmer 
und den gewaltvollen Vorfällen in Jugos-
lawien – eingeordnet. Dabei geht es dem 
Autor insbesondere um eine definitorische 
Einordnung und Differenzierung der Be-
grifflichkeiten von Vertreibung und Genozid 
im Allgemeinen und im Speziellen. 
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Das fünfte Kapitel erscheint darauf aufbau-
end als eine moralphilosophische Ausein-
andersetzung mit den historischen Vertrei-
bungsvorgängen sowie mit den politischen 
und gesellschaftlichen Diskursen um kol-
lektive Schuld, Verantwortung, Sühne und 
Versöhnung. 

Das sechste und letzte Kapitel bildet schließ-
lich eine Brücke von den Vertreibungserfah-
rungen des 20. zu jenen des 21. Jahrhun-
derts. Dabei sollen vor allem die politischen 
Konsequenzen und gesellschaftlichen Reak-
tionen analysiert und kontextualisiert wer-
den. Im Zentrum steht hier die Frage nach 
den Ursachen und der Entwicklung des pa-
lästinensischen Flüchtlingsproblems sowie 
die kritische Auseinandersetzung mit dem 
übergeordneten Projekt der Nationalstaa-
ten. 

Wo stehen wir heute?

Auf der Website der Stiftung „Zentrum  
gegen Vertreibungen“ findet sich auch heu-
te, fast sechzehn Jahre nach seiner Grün-
dung, immer noch die vage Information, 
man habe eine Stiftung ins Leben gerufen, 
um „nicht im eigenen Leide, in persönli-
chen traumatischen Erinnerungen zu ver-
harren, sondern ein Instrument zu schaffen, 
das dazu beiträgt, Vertreibung und Geno-
zid grundsätzlich als Mittel von Politik zu 
ächten.“ Spätestens 2008, als Konsequenz 
aus der auf nationaler und internationaler 
Ebene kontrovers geführten Debatte um 
das ZgV die Bundesstiftung „Flucht Vertrei-
bung Versöhnung“ gegründet wurde, wurde 
eine tatsächliche Realisierung des Projektes 

durch den BdV immer zweifelhafter. Statt-
dessen sah man sich nun auf Bundesebene 
mit dem Thema betraut und entwickelte 
verschiedene Konzepte für eine Daueraus-
stellung, die sich dem Thema „Flucht und 
Vertreibung“ auf differenzierte und diskurs-
sensible Weise annehmen sollte. Als Ort für 
das geplante Vorhaben wählte man das im 
ehemaligen ‚Zentrum der Macht‘ in unmit-
telbarer Nähe zur Berliner Wilhelmstraße 
gelegene Deutschlandhaus, das zu diesem 
Zwecke seit 2013 aufwändig renoviert und 
umgebaut wurde und noch immer wird. 

Die Stiftung ZgV und der BdV, und dabei 
allen voran dessen Vorsitzende Erika Stein-
bach, arbeiten indes mit anhaltender Be-
harrlichkeit an der Verbreitung ihrer Thesen 
und der Realisierung ihrer Vorhaben. Drei 
von der Stiftung ZgV in den letzten Jahren 
konzipierte Ausstellungen wandern der-
zeit einzeln und als Trilogie mit dem Titel  
„HeimatWEH“ durch die Bundesrepub-
lik. Es zeigt sich also, dass, auch wenn der  
Errichtung eines Gedenkortes an zentra-
ler Stelle durch den BdV durch die Stiftung 
„Flucht Vertreibung Versöhnung“ in den 
letzten Jahren der Fahrtwind genommen 
wurde, die Diskussion um den Platz von 
„Flucht und Vertreibung“ und damit dem 
gesamten Opferdiskurs in der deutschen Er-
innerungskultur nach wie vor von größter 
Bedeutung ist. 

Die Publikation Brumliks, die vom Autor 
als dem Kontext jener Zeit entsprunge-
ne „Streitschrift“ gedacht war, hat also an 
Aktualität nicht verloren. Aufgrund ihrer 
sowohl differenzierten und ausführlichen 

http://www.z-g-v.de/
http://www.z-g-v.de/
http://www.sfvv.de/de/
http://www.sfvv.de/de/
http://www.z-g-v.de/zgv/stationen-unserer-wanderausstellungen/
http://www.z-g-v.de/zgv/stationen-unserer-wanderausstellungen/
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Überlegungen und Darstellungen als auch 
ihrer provokativen Thesen und Argumente, 
muss sie als eines der wichtigsten Beiträge 
zu der öffentlichen Auseinandersetzung mit 
dem Thema überhaupt betrachtet werden. 
Anders als viele andere Publikationen, die 
sich in den letzten Jahren der historischen 
Debatte um Verantwortung und Opfersta-
tus der Deutschen angenommen haben, er-
öffnet die Arbeit Brumliks tatsächlich eine 
neue Perspektive auf die historischen Ab-
läufe und die historiografische Einordnung 
dieser. Sie sollte deshalb als unabdingbare 
Grundlage für eine weiterführende, sowohl 
auf politischer als auch auf gesellschaftli-
cher Ebene geführten Debatte dienen.
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Polnische und deutsche und 
Vertriebene

Von Gerit-Jan Stecker

Lange Zeit wurde in der Bundesrepublik 
das Phänomen Vertreibung als einzigartiges 
Schicksal der Deutschen betrachtet. Zwar 
etablierte sich seit der Jahrtausendwende, 
unter dem Eindruck des blutigen Zerfalls 
von Jugoslawien, die Perspektive auf ein 20. 
Jahrhundert der Zwangsmigration und der 
ethnischen Säuberungen auch im deutschen 
Vertriebenendiskurs (eine maßgebliche Pu-
blikation war etwa Norman Naimarks „Fires 
Of Hatred: Ethnic Cleansing In 20th Centu-
ry Europe“ von 2001). 

Die umfassendsten und am meisten tief-
greifenden Bevölkerungsverschiebungen 
dieser Zeit spielte sich zwischen 1939 und 
1949 ab, und dabei verließen, in Folge des 
nationalsozialistischen Weltkriegs, etwa 
knapp zwölf Millionen Deutsche ihre Hei-
mat – aber auch ein Fünftel der Pol_innen 
und mehrere Millionen der ukrainischen, 
ungarischen, tschechischen, finnischen, bal-
tischen und weißrussischen Bevölkerungs-
gruppen waren von erzwungener Migration 
betroffen. Nicht zuletzt wanderten im Zuge 
der Homogenisierung von Nationalstaaten 
viele der Jüdinnen und Juden aus, die den 
Holocaust überlebt hatten. Dennoch spielt 
die Erfahrung der nicht-deutschen Vertrie-
benen in den bundesrepublikanischen De-
batten um Vertreibung weiterhin nur eine 
untergeordnete Rolle; die Anerkennungs-
forderungen deutscher Vertriebener und 
ihrer Nachkommen bilden nach wie vor ein 
erinnerungskulturelles Übergewicht. 
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Aus diesem Grund sei hier an die Studie 
„Deutsche und polnische Vertriebene. Ge-
sellschaft und Vertriebenenpolitik in der 
SBZ/DDR und in Polen 1945 – 1956“ des 
Historikers Philipp Ther erinnert, die 1998 
in der Reihe „Kritische Studien zur Ge-
schichtswissenschaft“ erschien. Die Mo-
nographie untersucht erstmals sowohl 
den ursächlichen Zusammenhang der Ver-
treibung von Deutschen aus Polen und  
den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen 
Reichs und der Bevölkerungstransfer großer 
Bevölkerungsteile im Rahmen der Ostver-
schiebung des polnischen Staatsgebietes. 
Damit stellt sie das Phänomen Vertreibung 
in einen internationalen Zusammenhang 
– in der Bundesrepublik wurde es dage-
gen lange Zeit als einzigartiges Schicksal 
der Deutschen betrachtet. Zugleich bilden 
die Betroffenen Thers primären Untersu-
chungsgegenstand. 

Methode und Aufbau

Methodisch grenzt sich Ther vom totalita-
rismustheoretischen Diktaturenvergleich 
zwischen Nationalsozialismus und sozia-
listischer Diktatur ab. Stattdessen unter-
nimmt der Autor einen „Ost-Ost-Vergleich“ 
von SBZ/DDR und der Volksrepublik Polen 
(S.20), auch das ein Novum in der deutsch-
sprachigen Forschung. Er stellt dar, wie die 
Existenz von Millionen Vertriebenen die 
unmittelbare Nachkriegszeit entscheidend 
prägte, beispielsweise als Legitimation für 
die Umstrukturierung der Eigentumsver-
hältnisse durch Bodenreform (SBZ) oder 
Enteignung (Polen) oder als mobiles Ar-
beitskräftereservoir für die stalinistische 

Industrialisierung. Zugleich treten ideo-
logische und strukturelle Unterschiede in 
den beiden neuen sozialistischen Systemen 
hervor. Während etwa die Kommunistische 
Partei in Polen die Integration argumentativ 
weniger auf Gleichheit und Solidarität als 
auf Nationalismus zu gründen versuchte, 
wollte die Obrigkeit in der SBZ nicht ohne 
weiteres auf nationalistische Appelle zu-
rückgreifen.  

Der erste Teil stellt den Prozess der Vertrei-
bung dar. Im ersten Kapitel zeichnet der 
Historiker nach, wie es zu den massenhaften 
und gewaltsamen Bevölkerungsverschie-
bungen zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
und danach kam. Anschließend widmet er 
sich dem Verlauf Zwangsmigrationen. Die 
Kernfrage des zweiten Kapitels lautet, wa-
rum eine „ordnungsgemäße und humane 
Durchführung“, wie die vielzitierte Ziel-
setzung der Alliierten aus dem Potsdamer 
Abkommen lautete, weitgehend scheiterte. 
Schließlich folgt eine kritische Auseinan-
dersetzung mit den Begriffen der „Vertrei-
bung“, „Repatriation“ bzw. „Umsiedlung“ 
im dritten Kapitel. 

Einen politikgeschichtlichen Schwerpunkt 
hat der zweite Hauptteil: Die komplexe 
Politik der SBZ/DDR und der Volksrepu-
blik Polen gegenüber den Vertriebenen 
im Rahmen des Systemwandels zum so-
genannten Sozialismus war trotz vieler 
Probleme grundsätzlich integrativ. Ther 
untergliedert diese Integrationspolitik in 
sozialkaritative, redistributive und sozi-
alrevolutionäre Ansätze (Bodenreform,  
Eigentumsverteilung, Wohnraumpolitik).  
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Der Stalinismus der Jahre 1948-56 habe die 
Vertriebenenpolitik allerdings zum Negati-
ven verändert. 

Der dritte Hauptteil beschäftigt sich mit 
dem Verhältnis der Vertriebenen zu an-
deren Bevölkerungsgruppen. In der SBZ/
DDR und in Westdeutschland waren dies 
die Einheimischen. Anders in Polen, wo 
mit freiwilligen Umsiedler_innen aus Zen-
tralpolen eine dritte große Bevölkerungs-
gruppe in den Aufnahmegebieten lebten.  
Die Einstellung zu den Vertriebenen war in 
beiden Teilen Deutschlands, aber auch in 
Polen von Konflikten und Stereotypen ge-
prägt, was die Integration erschwerte.  

Die Schlussbetrachtung widmet sich der 
Integration der Vertriebenen bis Mitte der 
1950er-Jahre und dem heutigen Verständ-
nis „erzwungener Migration“. So beeinfluss-
te die Unsicherheit, ob die neuen polnischen 
Westgebiete nicht doch wieder deutsch wer-
den und ihre ehemaligen Bewohner_innen 
zurück kehren würden den Umstand, dass 
die Vertriebenen in der SBZ schneller inte-
griert wurden als in Volkspolen, aber auch 
als in Westdeutschland (was sich nicht zu-
letzt als Verfall von Bausubstanz und Land-
wirtschaft in Westpolen auswirkte). Klare 
Antidiskriminierungsdirektiven der SED 
wirkten sich positiver auf die Integration 
aus, als vor allem in Bezug auf die Befugnis-
se der Roten Armee ungeklärte Verhältnisse 
in Westpolen. 

Fazit

Abschließend resümiert Ther, dass das alli-
ierte Ziel, durch das Herstellen ethnischer 
Homogenität soziale Integration zu garan-
tieren, nicht erreicht werden konnte. Dem-
entsprechend betrachtet er die friedensstif-
tende Wirkung international befürwortete 
Bevölkerungsverschiebungen wie im ehe-
maligen Jugoslawien sehr skeptisch. 

Der strikt komparative Aufbau der Kapitel 
– zuerst befassen sie sich mit der SBZ/DDR 
und anschließend mit Polen – kann beim 
Lesen möglicherweise einige Redundan-
zen bewirken. Doch insgesamt ist Philipp 
Thers „Deutsche und polnische Vertriebene.  
Gesellschaft und Vertriebenenpolitik in der 
SBZ/DDR und in Polen 1945 – 1956“ eine 
überzeugende und informative Verbindung 
von Politikgeschichte und Gesellschafts- 
bzw. Alltagsgeschichte, die mehr als eine 
wissenschaftliche und erinnerungspoliti-
sche Leerstelle füllt.
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Flucht und Vertreibung in  
europäischer Perspektive

Von Gerit-Jan Stecker

Von der nationalen Opferperspektive be-
züglich „Flucht und Vertreibung“ abgerückt 
sind zahlreiche Publikationen in Deutsch-
land, Polen, Tschechien, der Slowakei und 
Ungarn. Doch die öffentlichen Debatten 
zu Flucht und Vertreibung spiegeln die  
geschichtswissenschaftlichen Fortschritte 
zu diesem Thema noch immer nur unzurei-
chend wieder. Diese Tendenz schlägt sich 
auch in den Debatten um die Errichtung ei-
nes „Zentrum gegen Vertreibungen“ (ZgV) 
in Berlin nieder. Aus diesem Grund, und da 
nach dem Kalten Krieg die Diskurse zur „Er-
innerung“ in vielen Ländern Europas sich 
gegenseitig beeinflusst haben, möchten das 
„Zentrum für Zeithistorische Forschung“ in 
Potsdam und das „Zentrum für vergleichen-
de Geschichte Europas“ an der FU Berlin die 
Historiker_innen zu Wort kommen lassen, 
darunter Vertreter_innen einer jüngeren 
Generation, die in die Beratungen zum ge-
planten „Zentrum gegen Vertreibung“ bis-
her nicht einbezogen wurden. 

Herausgegeben von Jürgen Danyel und 
Phillip Ther (siehe auch „Polnische und 
deutsche und Vertriebene“ auf Seite 29) 
geht es in der 1. Ausgabe der „Zeitschrift für 
Geschichtswissenschaft“ von 2003 nicht 
nur um den Forschungsstand, sondern auch 
um die Frage, warum das Thema Zwangs-
migration immer noch für internationale 
Konflikte sorgt. Die Beiträge bilanzieren die 

öffentlichen Diskurse, weisen auf Defizite 
und offene Fragen hin. Dabei konzentrieren 
sie sich auf Deutschland und Ostmitteleu-
ropa, periodisch werden die Vertreibungen 
auf den Zeitraum zwischen 1938 und 1948 
begrenzt. 

Elemente eines sinnvollen Zentrums 
gegen Vertreibungen

Den Rahmen bildet die Debatte um ein  
europäisches Dokumentationszentrum 
über die Vertreibung. Dass Vertreibung und  
Neuansiedlung, d. h. die Aneignung einer 
neuen Heimat, kollektive, transnationale 
Bestandteile eines europäischen „Erfah-
rungszusammenhangs“ (9) darstellen, ar-
gumentiert Karl Schlögel im Einstiegstext. 
Aufgrund der Bedeutung für die deutsche 
und polnische Vertreibungsdiskurse und 
aufgrund der deutschen Tendenz, Verbre-
chen gegenüber Tschech_innen und Pol_
innen im Diskurs zu ignorieren, plädiert 
Naimark für ein Dokumentationszentrum 
in Wrocław/Breslau. Ein solches Zentrum 
sollte zudem historische Bezüge zu vorange-
henden und nachfolgenden Zwangsumsied-
lungen her stellen (22). Nach dem Vorbild 
des Holocaust Museum in Washington D.C. 
wäre es sinnvollerweise ein Ort sowohl für 
Forschung als auch Gedenken. Weiter müss-
te ein ZgV auf die Bevölkerungsplanung mo-
derner Staaten eingehen, auf die Beteiligung 
von Spezialist_innen (wie z. B. Architekt_
innen, Agrarwissenschaftler_innen usw. 
beim deutschen „Generalplan Ost“) und auf 
die Millionen Opfer von Deportationen und 
Zwangsmigration im 20. Jahrhundert. 

http://www.metropol-verlag.de/_ftp/zfg_01_2003.pdf
http://www.metropol-verlag.de/_ftp/zfg_01_2003.pdf
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Christoph Klessmann und der Mitheraus-
geber Jürgen Danyel kritisieren ein ZgV 
in Berlin und mit mehrheitlich deutschem 
Beirat, wie es der Bund der Vertriebenen 
jedoch bisher vorsieht. Das aber werde der 
Forschung und Debatten in anderen, vor  
allem ostmitteleuropäischen Ländern, nicht 
gerecht. Letztlich müsste ein europäisches 
Zentrum gegen Vertreibung als Wander-
ausstellung konzipiert sein, um regionale  
Projekte einzubinden und Diskussionen 
auszulösen – wie es die Ausstellung „Ver-
brechen der Wehrmacht“ vermochte. Nicht 
zuletzt könnte ein gemeinsames, multieth-
nisches Erbe aus Zeiten vor der gewaltsa-
men Homogenisierung durch dieses Zent-
rum bewahrt werden. 

Philipp Ther weist auf Schwierigkeiten da-
bei hin, Erinnern und Aufklären als gegen-
sätzliche Motive für ein ZgV zu vereinen. 
Er kritisiert, dass noch immer die meisten 
deutschen Abhandlungen über die Ver-
treibung erst im Jahr 1945 ansetzen. Sie  
vermitteln eine Deutsche Opferperspektive, 
in der Pol_innen, Russ_innen und Tschech_
innen vor allem als Täter_innen auftauchen, 
unterschlagen somit nicht nur die deutsche 
Aggression und das Besatzungsregime, das 
mit massenhaften Deportationen in Tsche-
chien und Polen einherging. Schon mit der 
preußischen Ansiedlungspolitik im polni-
schen Teilungsgebiet wirkte das Deutsche 
Reich als treibende Kraft in der Entwick-
lung und Verbreitung eines ethnischen Na-
tionenverständnisses. Und als sich post-
koloniale Nationalstaaten gründeten, wie 
z. B. Pakistan 1947, wurden gewaltsame  

nationale Homogenisierungen globalisiert. 
Dementsprechend muss ein europäisches 
ZgV globale Ursachenforschung betreiben 
(S. 37). Ther betont außerdem – zusammen 
mit Naimark – die Differenz zwischen Ver-
treibung und Genozid: Während erstere auf 
die Entfernung einer Bevölkerungsgrup-
pe aus einem bestimmten Gebiet zielt, ist 
der Genozid auf die Vernichtung von Men-
schen gerichtet. Aber auch der Kontext von 
Erinnerung muss berücksichtigt werden,  
wie etwa der Kalte Krieg. 

Zeitgeschichtsforschung vs. Politik

Claudia Kraft erinnert an die Bedeutung von 
zeithistorischer Forschung im gesellschaft-
lichen Verständigungsprozess: Sie kann bei 
politisch strittigen Themen Interessenlagen 
und Diskurse mit abweichenden Ergebnis-
sen konfrontieren, insbesondere nach der 
Öffnung zahlreicher Archive nach dem Fall 
des Eisernen Vorhangs. Wenn etwa Zeit-
zeug_innenberichte wie der monumenta-
len „Dokumentation der Vertreibung der 
Deutschen aus Ost-Mitteleuropa“ von Theo-
dor Schieder und Werner Conze von 1954“ 
besondere Authentizität unterstellt wird, 
müssen diese transnational kontextualisiert 
und methodisch reflektiert werden. Das er-
schwert die Instrumentalisierung durch po-
litische Akteure wie dem Bund der Vertrie-
benen. Und es öffnet den Blick für andere 
Opfer. Last but not least lassen sich so ge-
schlechtsspezifische Besonderheiten in der 
Erfahrung zurück ins Blickfeld holen.

K. Erik Franzen geht auf  die erinnerungs-
politischen Funktionen des massenmedial  
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inszenierten Opferdiskurses in der Bun-
desrepublik nach 1990 ein. Diese bestehen 
– trotz aller Universalisierungen – noch im-
mer im Versuch, Flucht und Vertreibung von 
der Deportations- und Vernichtungspolitik 
der Nationalsozialisten zu entkoppeln (52). 
Das geschieht allerdings nicht mehr mit 
dem Ziel, innenpolitisch die Integration der 
Umgesiedelten zu fördern, sondern auch, 
um außenpolitisches Gewicht zu erzeugen 
und konkret auf die Diskussionen um den  
EU-Beitritt Polens und Tschechiens 2004 
einzuwirken. 

Monika Flacke und Ulrike Schmiegelt be-
nennen einige Schwierigkeiten der Muse-
alisierung europäischer Zwangsmigration, 
wie sie eine Ausstellung des Deutschen His-
torischen Museums mit dem Titel „Mythen 
der Nationen. Arena der Erinnerungen“ 
vornahm. Schon die Begriffe Flucht, Vertrei-
bung, Deportation, Emigration oder Evaku-
ierung weisen auf Probleme hin. Zum einen 
sind sie unscharf, zum anderen beschrei-
ben sie ähnliche Phänomene: Beispielswei-
se „Flucht und Vertreibung“ haben sich in 
der Bundesrepublik als Sammelbegriff für 
die Zwangsmigration von Deutschen eta-
bliert. Sie werden beispielsweise in Bezug 
auf die deutschsprachige Bevölkerung des 
ehemaligen Ostpreußens nicht unterschie-
den – allerdings beschreibt die „Emigrati-
on“ politisch und rassistisch Verfolgter aus 
Deutschland ab 1933 ebenso Phänomene 
der Flucht und Vertreibung. Diese deut-
schen Schwierigkeiten, Zwangsmigration 
auch forschungspraktisch zu kontextualisie-
ren und einen neuen Blickwinkel auf „Flucht 

und Vertreibung“ einzunehmen, zeichnet 
Mathias Beer ideengeschichtlich nach. 

Auf den Kampf der polnischen Umsiedler 
um Entschädigungen wirft Jerzy Kochanow-
ski ein Licht. Deren Forderungen richten 
sich nicht an die heutige Ukraine oder Li-
tauen, sondern an die polnischen Behörden, 
die jedoch diese Kosten vermeiden wollen. 
Eine gesellschaftliche Mehrheit betrach-
tet die ehemaligen polnischen Ostgebie-
te, die „Kresy“ ohnehin als „sentimentalen  
Mythos“ und Vergangenheit, die abgeschlos-
sen werden sollte (73). Die Hauptursachen 
für die Zwangsmigration von Deutschen aus 
Tschechien und Jugoslawien 1944 – 1948 
vergleicht Arnold Suppan. Sie erweisen sich 
als ähnlich und überwiegend reaktiv auf 
deutsche Politik und Verbrechen seit dem 
Münchner Abkommen von 1938. 

Miloš Havelka stellt Konfliktlinien im tsche-
chischen und (sudeten-)deutschen Kollek-
tivgedächtnis dar und beklagt, dass geteil-
te Geschichte einer ideologisch-politischen 
Formierung von Gedächtnis vergessen 
wird. Zudem zeigt er eine tschechische Per-
spektive, die Zwangsmigration totalitaris-
mustheoretisch als ethnische und soziale 
Homogenisierung begreift sowie NS und 
Kommunismus als Abfolge von Fremdherr-
schaft wahrnimmt. Diese Darstellung fällt 
allerdings etwas unkritisch aus.

Den Zugang zur Vertriebenenpolitik in der 
DDR wählt Michael Schwartz über die Li-
teratur. Er beschäftigt sich mit der Tabui-
sierung von Vertreibung ab 1953, dem Eu-
phemismus der „Umsiedlung“, die es zur 
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Vertriebenen-Problematik gab, und dem 
Umgang damit in der ostdeutschen Politik 
und Literatur bis 1990. Seine Auseinander-
setzung mit u. a. Anna Seghers, Christa Wolf 
und Heiner Müller bietet eine Anregung 
auch für den Deutschunterricht.

Die Erklärung zum internationalen Wissen-
schaftlichen Kolloquium „Ein europäisches 
Zentrum gegen Vertreibungen. Histori-
sche Erfahrungen – Erinnerungspolitik –  
Zukunftskonzeptionen“, die 2002 in  
Darmstadt stattfand, bildet den Abschluss 
des gut 100 Seiten starken Heftes. Konsens 
war unter anderem: Eine gemeinsame eu-
ropäische Erinnerungskultur muss den zu-
kunftsorientierten, pädagogischen „Aspekt 
der wissenschaftlichen und mehrdimensi-
onalen Vermittlung der historischen, poli-
tischen, sozialen und psychologischen Me-
chanismen, die zu den … Ereignissen und 
Verbrechen geführt haben“ und der Präven-
tion von ethnischen Säuberungen zum Ziel 
haben (103).

Fazit und historisches Lernen

Den eigenen Ansprüchen wird die 1. Aus-
gabe der „Zeitschrift für Geschichtswissen-
schaft“ von 2003 gerecht. Nicht nur stellt 
sie den Forschungsstand sowie öffentliche 
Debatten zu Zwangsumsiedelungen im Kon-
text des Zweiten Weltkriegs dar und weist 
auf Defizite und offene Fragen hin. Zwar do-
minieren leicht die deutschen Forschungs-
perspektiven. Doch diese sind kritisch und 
im besten Sinne konstruktiv bezüglich eines 
sinnvollen, europäischen „Zentrums gegen 
Vertreibungen“. 

Die einzelnen Beiträge liefern pointierte Zu-
gänge zu den verschiedenen Dimensionen 
zwischen historiografischer Forschung, Ge-
dächtnis und Erinnerungspolitik. Sie sind 
daher zu empfehlen für die Weiterbildung 
von Multiplikator_innen des historischen 
Lernens ebenso wie für die Anwendung in 
der Sekundarstufe II in den Fächern Ge-
schichte, Sozialkunde, Politik und Deutsch. 
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Die Auseinandersetzung mit 
„Flucht und Vertreibung“ an 
Gedenkorten für Vertriebene 
am Beispiel Oberschleißheim

Von Anne Lepper

Vertreter_innen der verschiedenen Vertrie-
benenverbände und -vereine – allen voran 
die Vorsitzende des Bundes der Vertriebe-
nen, Erika Steinbach – haben immer wie-
der auf eine vermeintliche gesellschaftliche 
Tabuisierung von Flucht und Vertreibung in 
der deutschen Gesellschaft hingewiesen. Im 
Widerspruch dazu steht die Tatsache, dass 
seit Kriegsende zunächst in Westdeutsch-
land, nach 1990 auch in den neuen Bundes-
ländern, Hunderte von Denkmälern, Geden-
korten und Museen entstanden, die an die 
Geschichte der geflohenen und vertriebenen 
Deutschen erinnern sollten. Alleine in Bay-
ern existieren bis heute 420 solcher Orte, 
in ganz Deutschland sind es etwa 1.400. Ei-
ner davon ist die in unmittelbarer Nähe zu 
der KZ-Gedenkstätte Dachau gelegene Ge-
denkanlage Oberschleißheim. Die Anlage, 
die 1983 von der 1971 durch die bayerische 
Landsmannschaft Ost- und Westpreußen ins 
Leben gerufene Ost- und Westpreußenstif-
tung (OWS) gegründet wurde, diente in den 
1980er Jahren als Gedenkort für zahlreiche 
Interessensgruppen und Organisationen 
und wurde stetig um Exponate, Gedenk- und 
Informationstafeln erweitert. Ziel des Ortes 
sollte es sein, einen „sinnlichen Zugang“ zu 
der Thematik zu schaffen, beispielsweise 
durch die Ausstellung eines Kleinkampf-
bootes der Wehrmacht, das am Ende des 

Krieges zur Evakuierung von Flüchtlingen 
aus Ostpreußen genutzt wurde. An dem Ort, 
der in den ersten beiden Jahrzehnten seines 
Bestehens vor allem selbstreferenziellen je-
doch durchaus auch politischen Interessen 
diente, fand lange Zeit weder eine kritische 
Auseinandersetzung mit der Geschichte 
noch mit erinnerungspolitischen Prozessen 
und verschiedenen Gedenkformen statt.

Ein neuer Gedenkort entsteht

Aufgrund der politischen und strukturellen 
Gegebenheiten vor Ort beschloss der Land-
kreis München Anfang der 2000er-Jahre, 
ein neues Gebäude auf dem ursprünglichen 
Gebiet des Gedenkkomplexes zu errichten, 
das vom Kreisjugendring München-Land, 
der seine nahe gelegene Bildungsstätte er-
weitern wollte, genutzt werden sollte. Um 
die Interessen und Vorstellungen beider 
neuen Nutzer des Geländes – also des Kreis-
jugendrings auf der einen und der OWS auf 
der anderen Seite – überein zu bringen, 
gründete sich parallel zum Baubeginn der 
neuen Anlage eine interdisziplinäre Kom-
mission. Diese entwickelte bis zur Einwei-
hung der neuen Bildungsstätte im Jahr 2010 
ein Konzept, das die Bildungsarbeit vor Ort 
um eine Auseinandersetzung mit der Ge-
schichte des Geländes und den vorhande-
nen Gedenkorten, -tafeln und Denkmälern 
erweitern sollte. Ein im Jahr 2012 vom In-
stitut für Jugendarbeit Gauting herausge-
gebenes Magazin gibt einen Einblick in die 
Ergebnisse der Kommission, in die Ansätze 
und Konzepte, die nun einen entscheiden-
den Teil der pädagogischen Arbeit vor Ort 
bilden, sowie in allgemeine Überlegungen 

https://www.institutgauting.de/wp-content/uploads/2013/01/Gautinger-Protokoll-42-Flucht-und-Vertreibung.pdf
https://www.institutgauting.de/wp-content/uploads/2013/01/Gautinger-Protokoll-42-Flucht-und-Vertreibung.pdf
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zu einem sinnvollen geschichtsdidaktischen 
Umgang mit dem Thema Flucht und Ver-
treibung an Gedenkorten. Als Grundlage für 
die Publikation diente das „3. Fachgespräch 
zur Politischen Bildung an historischen Or-
ten des Nationalsozialismus und Gedenk-
stättenpädagogik“, das im Januar 2011 in 
Oberschleißheim stattfand. 

Historische Kontextualisierung des 
Themas

Bevor sich die Broschüre der spezifischen 
Darstellung der Gedenk- und Bildungsstätte 
Oberschleißheim widmet, nimmt der His-
toriker Stephan Scholz (in dieser Ausgabe 
mit einem Artikel zur Zwangsmigration der 
Deutschen am Ende des Zweiten Weltkrie-
ges vertreten) in zwei einführenden Artikeln 
zunächst eine allgemeine historische Kon-
textualisierung von Flucht und Vertreibung 
sowie der Entstehung von Vertriebenen-
denkmälern in Deutschland vor. Dabei wird 
deutlich, dass eine differenzierte Darstellung 
des Themas möglich und wichtig ist, um den 
historischen Ablauf von Flucht und Vertrei-
bung sowohl auf geschichtswissenschaftli-
cher als auch auf politischer Ebene in einen 
Gesamtkontext einzuordnen. Neben einer 
definitorischen Hinführung an den histori-
schen Gegenstand durch die Beantwortung 
der klassischen W-Fragen (Wann, Was, Wer, 
Wo, Wie), bei der bewusst Gleichsetzungen, 
Verallgemeinerungen und Parallelisierun-
gen vermieden werden, nimmt der Autor au-
ßerdem die Ikonografie der Flucht unter die 
Lupe. Bilder – unabhängig von dem jewei-
ligen historischen und politischen Zusam-
menhang – bilden immer nur einen Teil der 

Wahrheit ab, beziehungsweise zeigen nur 
Teilperspektiven auf und müssen deshalb, 
ebenso wie unterschiedliche Begriffe und 
Narrative, kontextualisiert und differenziert 
dargestellt werden. Der Autor rät daher zu 
einer genauen Analyse der verschiedenen 
Erklärungs- und Begründungsmuster, unter 
anderem in Bezug auf die Motive für Flucht 
und Vertreibung, die verschiedenen histori-
schen Phasen und deren Verlauf. 

Vertriebenendenkmäler in  
Deutschland

In einem zweiten Aufsatz erläutert Scholz 
anschließend die aktuelle und historische 
Situation in Bezug auf Vertriebenendenk-
mäler und -gedenkstätten in Deutschland. 
Wie bereits eingangs erwähnt zeigt die gro-
ße und über die Jahrzehnte stetig gewachse-
ne Anzahl der Gedenkorte, wie präsent das 
Thema tatsächlich in gesellschaftlichen und 
politischen Diskursen seit 1945 war und ist. 
Am Beispiel des Gedenkgeländes in Ober-
schleißheim zeigt Scholz, dass an diesen Or-
ten oft eine sehr unkritische Darstellung der 
Wehrmacht als Retterin der Flüchtenden 
und Vertriebenen vorgenommen und vie-
lerorts gar ein regelrechter Wehrmachtskult 
betrieben wurde. Der Fokus lag und liegt da-
bei stets auf den letzten Kriegsmonaten, die 
Geschichte der vorangegangenen Monate 
sowie die damit in Zusammenhang stehen-
den Verbrechen der Wehrmacht spielen in 
der Regel keine Rolle. Durch die geografi-
sche Nähe zu der Gedenkstätte Dachau ent-
stand in Oberschleißheim außerdem schon 
früh eine Konkurrenz um den Opfersta-
tus, der sich in zahlreichen Publikationen,  

https://www.institutgauting.de/wp-content/uploads/2013/01/Gautinger-Protokoll-42-Flucht-und-Vertreibung.pdf
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Gedenkreden und politischen Auseinander-
setzungen widerspiegelte. 

Geschichtsdidaktische Überlegungen 
für den Umgang mit dem Thema an 

Gedenkorten

An die Thesen und Überlegungen von Ste-
phan Scholz anschließend widmet sich Tim 
Völkerlin der geschichtsdidaktischen Arbeit 
an Gedenkorten für Flucht und Vertreibung. 
Dabei gibt er zunächst einen Überblick über 
die verschiedenen Phasen der Musealisie-
rung der entsprechenden Orte – von der selb-
storganisierten Gründung von sogenannten 
Heimatstuben zu einer sukzessiven Profes-
sionalisierung und Verstaatlichung der Hei-
matmuseen zu der Forderung nach einem 
„Zentrum gegen Vertreibungen“ in Berlin 
und der Gründung der „Stiftung Flucht, Ver-
treibung und Versöhnung“. Völkerin macht 
dabei deutlich, dass das geschichtsdidak-
tische Potential dieser Orte nicht allein in 
der Wissensvermittlung, sondern vor allem 
auch im Erlernen von eigenständigen Ana-
lyse-, Deutungs- und Interpretationskom-
petenzen liegen muss. Workshops vor Ort 
sollten daher in erster Linie dazu dienen, 
das Gelände und die museale Repräsentati-
on vor Ort kritisch zu betrachten und eigene 
Ideen zur Weiterentwicklung oder Neukon-
zeption solcher Orte zu entwickeln. 

Zusammenfassung

Es ist den Autoren der Broschüre gelun-
gen, eine kluge und differenzierte Pu-
blikation zu einem schwierigen und 
umkämpften Thema herauszugeben. Die ver-
schiedenen Beiträge zeigen, welches Potential  

Vertriebenendenkmäler und -gedenkstät-
ten bieten, um bei Jugendlichen einen kriti-
schen und reflexiven Umgang mit den eige-
nen Geschichtsbildern anzustoßen und sie 
dazu anzuregen, über den gesellschaftlichen 
und individuellen Umgang mit Geschichte 
kritisch nachzudenken. Dass Geschichte ein 
veränderbares und von Identitäten, Emoti-
onen und Diskursen abhängiges Konstrukt 
ist, kann nirgendwo besser gezeigt werden 
als an Orten, die über Jahrzehnte hinweg 
und beeinflusst von gesellschaftlichen Kon-
troversen und politischen Auseinanderset-
zungen entstanden und gewachsen sind.

Web
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Das Thema Flucht und  
Vertreibung im deutschen 
Spielfilm

Von Anne Lepper

Während eine wissenschaftliche Ausein-
andersetzung mit dem Thema Flucht und 
Vertreibung der Deutschen aus den Gebie-
ten östlich von Oder und Neiße am Ende des 
Zweiten Weltkriegs erst mit einiger Verzöge-
rung und begleitet von etlichen geschichts-
politischen Kontroversen um die verschie-
denen Erklärungsmuster einsetzte, nahm 
die Thematik in den gesellschaftlichen Dis-
kursen der Nachkriegszeit schon bald und 
insbesondere in der Auseinandersetzung 
um deutsche Opfernarrative eine Schlüssel-
funktion ein. In der jungen Bundesrepublik, 
in der etwa sechzehn Prozent der Gesamt-
bevölkerung erst am Ende des Krieges oder 
danach in den Westen gekommen war, wa-
ren die Erfahrungen von Flucht und Vertrei-
bung sowie die damit in Verbindung stehen-
den Forderungen nach Integration und dem 
Recht auf Rückkehr allgegenwärtig. 

Die Bedeutung des Themas in den gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen der 
Nachkriegszeit spiegelte sich allerdings 
nicht in den filmischen Darstellungen je-
ner Zeit wieder. In Spielfilmen der 1950er 
bis 1970er Jahre, so beschreibt es Michae-
la Ast in einem themenspezifischen Dossier 
der Bundeszentrale für politische Bildung, 
spielten Flucht und Vertreibung, wenn über-
haupt, nur eine sehr untergeordnete Rolle. 

Wiederaufbau und Alltagsflucht

Nach der endgültigen Kapitulation des 
Deutschen Reiches und einem Krieg, der 
von deutscher Seite aus über fünfeinhalb 
Jahre als Eroberungs- und Vernichtungs-
feldzug geführt worden war, stand die deut-
sche Bevölkerung vor den Trümmern ihrer 
Existenz und ihrer Ideologien. Die Kraft 
zum materiellen Wiederaufbau des Lan-
des war getragen von einem weitverbreite-
ten Eskapismus, der eine gesellschaftliche 
Auseinandersetzung mit Täterschaft oder 
der Komplexität der neuen Gesellschafts-
ordnung vielfach verunmöglichte. Als Aus-
druck dieser Flucht in die Gegenwart kann 
der sogenannte Heimatfilm gesehen wer-
den – ein rein deutsches Genre, das sich 
während des  Kinobooms der 1950er Jahre 
größter Beliebtheit erfreute. Der Heimatfilm 
entsprach dem Bedürfnis vieler Deutscher 
nach Einfachheit und Übersichtlichkeit und 
verhalf dem von Krieg und Wiederaufbau 
geplagten Volk zur ersehnten Entspannung. 
Simple Liebesgeschichten, die unweigerlich 
in dem vorhersehbaren Happy End aufgin-
gen, wurden kombiniert mit dialogarmen, 
oft musikalisch untermalten Szenen, die 
eine vollständige Versenkung in die Natur 
ermöglichten. In diesen harmonischen und 
einfachen Filmen, die oft stark von den Le-
bensrealitäten ihrer Zuschauer_innen ab-
wichen, spielten Flucht und Vertreibung 
entweder gar keine Rolle, oder wurden nur 
indirekt und über Andeutungen zur Spra-
che gebracht. Grund dafür waren, so Ast, 
nicht zuletzt die Interessen und Überlegun-
gen der Westalliierten, deren Ziel es war, 

http://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschlandarchiv/74912/flucht-und-vertreibung?p=all
http://www.bpb.de/geschichte/zeitgeschichte/deutschlandarchiv/74912/flucht-und-vertreibung?p=all
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das mit den zahlreichen Geflüchteten und  
Vertriebenen vorhandene Unruhepotenzial 
durch deren vollständige Absorption durch 
die westdeutsche Gesellschaft einzudäm-
men. Dementsprechend fanden die Erfah-
rungen von Flucht und Verfolgung nur als 
Erfolgsgeschichte Eingang in die Plots der 
Heimatfilme und dienten somit einer allge-
meinen und gegenseitigen Akzeptanzher-
stellung.

Während die neuen Herrschaftsstrukturen 
in den Herkunftsgebieten eine filmische 
Darstellung dieser Regionen aus techni-
schen sowie ideologischen Gründen de facto 
ausschlossen, sollten die in Westdeutsch-
land gedrehten Naturszenen der Herstel-
lung eines neuen und gemeinsamen Hei-
matgefühls dienen. Durch die Ausblendung 
konkreter Flucht- und Vertreibungserfah-
rungen und die Tabuisierung der vielfach 
vorhandenen Forderungen nach Rückkehr, 
wurde der Fokus gezielt auf die Gegenwart 
gerichtet und die Integration sowie die in-
dividuelle Entfaltung der Vertriebenen in 
ihrer neuen Heimat in das Zentrum gestellt. 
Die erfolgreiche Integration der Vertriebe-
nen bildete demgemäß auch in Heimatfil-
men wie „Grün ist die Heide“ von Hans Dep-
pe aus dem Jahr 1951 oder „Das Mädchen 
Marion“ von Wolfgang Schleif aus dem Jahr 
1956 das obligatorische Happy End, das 
sich in beiden Filmen anhand einer Liebes-
geschichte zwischen einer Vertriebenen und 
einem Einheimischen manifestierte. 

Flucht und Vertreibung als deutsches 
Opfernarrativ

Während also in den ersten Jahrzehnten 
nach dem Krieg Flucht und Vertreibung in 
deutschen Spielfilmen nur auf subtile Wei-
se und entsprechend der politischen Agenda 
dargestellt wurde, setzte in den letzten fünf-
zehn bis zwanzig Jahren in der fiktionalen 
filmischen Darstellung der Thematik ein 
deutlich wahrnehmbarer Wandel ein. Spiel-
filme, die sich mit dem Sujet beschäftigten, 
allen voran der Fernseh-Zweiteiler „Die 
Flucht“ aus dem Jahr 2007, verzichteten 
nun nicht länger auf die explizite Darstel-
lung des Fluchtvorgangs. Die Herkunftsre-
gionen, die zuvor Teil der inzwischen zu-
sammengebrochenen Sowjetunion gewesen 
waren, fanden sich in den verschiedenen 
Produktionen wieder und wurden damit 
Teil der Erzählung. 

Fehlende Darstellung der Ursachen 
und Gründe von Flucht und Vertrei-

bung im Spielfilm

In ihrem Dossier zeigt Michaela Ast, dass 
das Thema Flucht und Vertreibung in den 
letzten Jahren auf filmischer Ebene zwar ex-
pliziter und differenzierter behandelt wur-
de, dabei jedoch in der Regel nicht zwischen 
den beiden Vorgängen unterschieden wur-
de. Während die Flucht in verschiedenen 
Produktionen ausführlich dargestellt wur-
de, spielte der Akt der Vertreibung laut Ast 
in der Regel keine Rolle. Dadurch werden  
jedoch in der kollektiven Wahrnehmung 
beide Vorgänge gleichgesetzt und so-
wohl auf darstellerischer als auch auf  

https://www.youtube.com/watch?v=1ReZIMmD_8E
https://www.youtube.com/watch?v=8yVuzzyE1BE
https://www.youtube.com/watch?v=8yVuzzyE1BE
https://de.wikipedia.org/wiki/Die_Flucht_(2007)
https://de.wikipedia.org/wiki/Die_Flucht_(2007)
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historiografischer Ebene in einen gemein-
samen Erfahrungszusammenhang ge-
stellt, in dem die Flucht als zwangsläufige 
Reaktion auf Vertreibung gesehen wird.  
Dadurch findet im Film eine Differenzierung 
in Bezug auf Ursachen, Gründe und Zeiträu-
me oft nicht statt. Während die Autorin die 
Problematik, die hinter dieser Darstellung 
steht, erkannt zu haben scheint, macht ihre 
Analyse jedoch hinter der grundsätzlichen 
Feststellung einer Vereinheitlichung von 
Flucht und Verfolgung und einer fehlenden 
Personifizierung der für Flucht und Verfol-
gung Verantwortlichen halt. Dabei drängt 
sich jedoch geradezu die Frage auf, um wen 
es sich eigentlich bei den Verantwortlichen 
handelt. 

In ihrer Darstellung verzichtet Ast voll-
ständig auf eine Kontextualisierung der 
Geschehnisse, die am Ende des Zweiten 
Weltkrieges zu Flucht und Vertreibung von 
etwa 15 Millionen Menschen aus den Ge-
bieten östlich von Oder und Neiße führte. 
Es entsteht dadurch der Anschein, die Ver-
antwortlichen seien lediglich in den Regie-
rungen der betreffenden Länder – in ers-
ter Linie Polens und der Tschechoslowakei 
– und den westlichen Alliierten zu suchen. 
Dass jedoch, neben den durchaus vorhande-
nen minderheitenfeindlichen Interessen der 
entsprechenden Staaten, nach dem Krieg 
der Ursprung von Flucht und Vertreibung 
der Deutschen in erster Linie in der bevöl-
kerungspolitischen Aus- und Umsiedlungs-
politik des Deutschen Reiches sowie dessen 
unter anderem gegen Polen und die Tsche-
choslowakei geführten Vernichtungskrieg 

zu sehen ist, wird in dem Dossier nicht deut-
lich. Damit erscheint die Darstellung Asts an 
vielen Stellen als Wiedergabe eines reinen 
und undifferenzierten Opfernarrativs, das 
die Gründe und Ursachen von Flucht und 
Vertreibung nicht in einen übergeordneten 
Erfahrungszusammenhang aus nationalso-
zialistischem Eroberungsfeldzug, Zweitem 
Weltkrieg, der Neuordnung der politischen 
Verhältnisse und der alliierten Besatzung 
stellt. 

Dennoch bietet das Dossier zahlreiche Mög-
lichkeiten, um mittels filmischer Darstel-
lungen im Unterricht an das Thema anzu-
knüpfen. Es kann durchaus spannend sein, 
unterschiedliche Deutungsmuster und vor-
herrschende Narrative in Filmen verschie-
dener Epochen nebeneinander zu stellen 
und zu analysieren. Um jedoch eine sensible 
und historiografisch korrekte Einordnung 
der damit in Verbindung stehenden Vor-
gänge zu ermöglichen, sollte eine ausführli-
che Auseinandersetzung mit dem Thema im 
Vorfeld gewährleistet werden. Dazu bietet 
sich unter anderem das ebenfalls in dieser 
Ausgabe vorgestellte Buch „Wer Sturm sät. 
Die Vertreibung der Deutschen“ von Micha 
Brumlik an. 

Web
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Flüchtlinge und  
Heimatvertriebene

Von Gerit-Jan Stecker

Fast 40 Prozent aller Einwohner_innen 
Nürnbergs haben ihre Wurzeln im Ausland. 
Die Zuwanderung nach dem Zweiten Welt-
krieg setzte mit den Flüchtlingen und „Hei-
matvertriebenen“ ein. Der Lehrstuhl für 
Didaktik der Geschichte an der Universität 
Nürnberg hat zusammen mit Schüler_in-
nen der neunten bis zwölften Klasse zur Mi-
grationsgeschichte ihrer Stadt recherchiert, 
gemeinsam haben sie sich mit Fragen der 
Quellenkritik, der Methode und der Inventa-
risierung historischer Dokumente beschäf-
tigt. Die aufgespürten  Dokumente sollten – 
mit Einverständnis der Besitzenden – in die 
Sammlung des Museums Industriekultur 
und ins Stadtarchiv eingegliedert werden, 
das Projekt damit am Aufbau eines kollekti-
ven Gedächtnisses mitwirken.

Eines der Ergebnisse ist ein Heft mit Lehr-
materialien „Migrationsgeschichte – Sam-
meln, sortieren, und zeigen“. Es differenziert 
zwischen verschiedenen Migrationsbewe-
gungen und deren Motiven, geht auf Metho-
den wie z. B. Oral History ein. Nicht zuletzt 
verharrt das Projekt nicht in der histori-
schen Perspektive, sondern initiiert Begeg-
nungen zwischen Klassen mit Geflüchteten 
Jugendlichen und Gymnasialklassen. Das 
Heft kann als PDF vollständig oder in ein-
zelnen Kapiteln heruntergeladen werden. 

Auf eine kurze Einleitung zum Aufbau der 
Materialien und zur historischen Projek-
tarbeit folgt als erstes inhaltliches Kapitel 

eine geleitete Internetrecherche zu Flucht 
und Vertreibung nach 1945 unter dem Titel 
„Flüchtlinge und Heimatvertriebe“. 

Im Unterricht

Die Unterrichtseinheit beginnt mit einem 
kurzen Abriss zum Verlauf von Flucht und 
Vertreibung zwischen 1944 und 1947, dem 
Potsdamer Abkommen sowie einem Ab-
schnitt zur Zuwanderung von Flüchtlin-
gen und Vertriebenen während des Wirt-
schaftsbooms in Nürnberg zwischen 1955 
und 1973. Diese Einführung stützt sich auf 
eine kleine, recht aktuelle Bibliographie von 
Matthias Beers „Flucht und Vertreibung der 
Deutschen“  über die LaG-Ausgabe 08/10 
mit dem Titel „Grenzverschiebungen“ bis 
zu Maren Rögers Untersuchung zur Erin-
nerungskultur seit 1989. Es fällt jedoch auf, 
dass vor allem relevante Faktoren für die 
Flucht nicht genannt werden: weder die von 
den Nationalsozialisten selbst durchgeführ-
ten Zwangsevakuierungen, noch die bis heu-
te wirksame und gegen aktuelle Forschungs-
ergebnisse resistente Propaganda Goebbels' 
von den vermeintlichen Gräueln der Roten 
Armee (erinnert sei an das wissenschaftlich 
widerlegte „Massaker von Nenndorf“, das 
bis heute die Bilder im Vertreibungsdiskurs 
füttert) sowie das latente Bewusstsein, dass 
die deutschen Verbrechen in Osteuropa ein 
starkes Rachebedürfnis besonders inner-
halb der Roten Armee wecken müssen. 

Anschließend erfolgt der Einstieg in den ei-
gentlichen Unterricht. Die Einheit ist über 
zwei Stunden angelegt. Ziel ist es, die Be-
griffe Flucht und Vertreibung differenziert 

http://www.geschichtsdidaktik.ewf.uni-erlangen.de/denkwerk-projekt-nuernbergs-migrationsgeschichte/Migrationsgeschichte%2001102014.pdf http://www.geschichtsdidaktik.ewf.uni-erlangen.de/nuernbergs-migrationsgeschichte/heft-download.shtml
http://www.geschichtsdidaktik.ewf.uni-erlangen.de/denkwerk-projekt-nuernbergs-migrationsgeschichte/Migrationsgeschichte%2001102014.pdf http://www.geschichtsdidaktik.ewf.uni-erlangen.de/nuernbergs-migrationsgeschichte/heft-download.shtml
http://www.geschichtsdidaktik.ewf.uni-erlangen.de/denkwerk-projekt-nuernbergs-migrationsgeschichte/03%20Fluechtlinge%20und%20Heimatvertriebene.pdf
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/Magazin/8603
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/Magazin/8603
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Herausgelöst aus dem Migrationskontext je-
doch, führt der Anspruch der Handreichung, 
übersichtliche und anschauliche Informati-
onen zu ermöglichen, zu einer gewissen Ein-
seitigkeit: Zum einen geraten die Millionen 
anderen, z. B. polnischen Betroffenen von 
Zwangsmigration aus dem Blickfeld. Weiter 
richten sich die Fernseh-Beiträge einerseits 
an den Publikumserwartungen aus, anderer-
seits produzieren die Journalist_innen nach 
ökonomischen Kriterien. Die Recherche 
kann dementsprechend nicht geschichts-
wissenschaftlichen Standards genügen. So 
behauptet planet-wissen.de generalisie-
rend, Vertriebene hätten keine Entschädi-
gungen erhalten. Tatsächlich betrugen die 
so genannten Lastenausgleichszahlungen 
an Vertriebene in der Bundesrepublik nach 
dem Lastenausgleichgesetz allein bis 1982 
rund 115 Mrd. DM insgesamt. 

Die emotionalisierende und personalisie-
rende Tendenz, das Leid der Vertriebenen in 
den Fokus zu nehmen,  mag dem Anspruch 
der Anschaulichkeit geschuldet sein. Sie 
leistet jedoch keinen Beitrag, den Mythen 
um die deutschen Vertriebenen die Heraus-
bildung einer historischen Urteilsfähigkeit 
entgegenzusetzen. In diesem Sinne wäre 
beispielsweise eine Erläuterung des Begriffs 
der „Heimatvertrieben“ notwendig. Was 
unterscheidet diese von anderen Vertrie-
benen und Kriegsflüchtlingen?  Durch die 
didaktische Reduzierung stellt die geleitete 
Internetrecherche „Flüchtlinge und Hei-
matvertriebene“ der Geschichtsdidaktik der 
Universität Nürnberg einen praktischen und 
lebendigen Einstieg ins Thema dar, muss  

betrachten zu können und den methodische 
Umgang mit verschiedenen Quellen zu ein-
zuüben. Die erste ist ein ZDF-Kurzfilm zum 
Thema, der einen Überblick über die Phasen 
von Flucht und Vertreibung liefern soll (auch 
hier ist zu bemängeln, dass die Sowjetischen 
Alliierten als vollkommen rücksichtslos be-
schrieben wird und eine Kontextualisierung 
fehlt). 

Danach erarbeiten die Schüler_innen in 
vier Kleingruppen kurze Präsentationen zu 
den Themen „Die große Flucht“, Potsda-
mer Konferenz, „Wilde und systematische 
Vertreibungen“ und „Einleben in der neuen 
Heimat“ Bayern. Jede Gruppe erhält zwei 
bis drei Internetquellen. Die Links zu den 
Zeitzeuginn_enberichten auf LeMO, dem 
„Lebendigen Museum Online“ des Deut-
schen Historischen Museums, sind nach 
dem Relaunch der Webseite, nicht mehr 
aktuell, lassen sich jedoch einfach auf der 
LeMO-Seite finden. Weitere Internetquel-
len, auf die häufiger zurück gegriffen wird, 
sind planet-wissen.de der ARD und das  
Historische Lexikon Bayerns. 

Beitrag zum historischen Lernen

Das Unterrichtsmaterial liefert einen le-
bendigen Überblick zum Themenkomplex 
Flucht und Vertreibung und gibt Schü-
ler_innen einen guten Einstieg, um sich zu 
historischen Quellen im Internet zu orien-
tieren. Der Ansatz, das Thema in die Viel-
falt der Migrationsphänomene nach dem 
Zweiten Weltkrieg bis zur Gegenwart ein-
zuordnen und deren positive Bedeutung zu 
verdeutlichen, kann die Unterrichtseinheit 
besonders sinnvoll machen. 
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allerdings um eine kritische Auseinander-
setzung mit der etablierten Erinnerungskul-
tur ergänzt werden.

Web

http://www.geschichtsdidaktik.ewf.uni-erlangen.

de/nuernbergs-migrationsgeschichte/heft-down-

load.shtml

Flucht, Vertreibung und  
Umsiedlung im Umfeld des 
Zweiten Weltkrieges

Von Gerit-Jan Stecker

Das Kursheft „Flucht, Vertreibung und 
Umsiedlung im Umfeld des Zweiten Welt-
krieges“ unterstützt Lehrkräfte im Ge-
schichtsunterricht der Sekundarstufe II mit 
Anregungen für einen methoden-, hand-
lungs- und gegenwartsorientierten Ge-
schichtsunterricht. Es ergänzt eine umfang-
reiche Quellensammlung mit Aufgaben für 
die Schüler_innen. 

Didaktische Konzeption und Struktur

Die Handreichung beschäftigt sich mit 
den Hintergründen, Formen und Folgen 
von Flucht, Vertreibung und Umsiedlung 
verschiedener Bevölkerungsgruppen im  
Zusammenhang mit dem Zweiten Welt-
krieg. Eine verkürzte Betrachtung des The-
mas soll vermieden werden. Dabei geht 
das Heft von der Feststellung aus, dass  
Migrationsprozesse ein konstitutiver Teil 

der Menschheitsgeschichte und ein zent-
rales Element gesellschaftlichen Wandels 
sind. Im 20. Jahrhundert geschahen Wande-
rungsbewegungen meist nicht freiwillig. Vor 
allem die nationalsozialistische Herrschaft 
und der Zweite Weltkrieg lösten Flucht- und 
Vertreibungsprozesse in bis dahin nicht  
bekanntem Ausmaß aus. 

Das erste Kapitel führt in den Komplex „Mi-
gration im 20. Jahrhundert“ ein. Es geht auf 
Definitionen, Formen und die spezifischen 
historischen Bedingungen von Migration 
ein. Dabei beziehen sich die Materialien 
stark auf die Gegenwart. Als vorherrschende 
Form von Wanderungsbewegungen im 20. 
Jahrhundert tritt Zwangsmigration im Um-
feld gewaltsamer Konflikte heraus. 

Der zweite Schwerpunkt untersucht zu-
nächst die Vorgeschichte der Zwangsmigra-
tionen des Zweiten Weltkriegs und verweist 
dabei auf die Rolle der im 19. Jahrhundert 
entstandenen Vorstellung einer ethnisch 
homogenen Nation. Weiter werden die vom 
Deutschen Reich in Polen betriebenen Ver-
treibungen, Deportationen und Umsiedlun-
gen dargestellt sowie die nationalsozialisti-
schen Pläne einer rassistischen Neuordnung 
Osteuropas und die Deportationen aus dem 
Osten des aufgeteilten Polens unter Stalin. 

Die Verschleppung von Zwangsarbeiten-
den im Nationalsozialismus ist Gegen-
stand des dritten Kapitels: Es beschreibt 
Ausmaß und Bedeutung, beschäftigt sich 
mit der Herkunft der Betroffenen, be-
leuchtet Lebens- und Arbeitsbedingungen 
und weist auf den Zusammenhang mit der   
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Hierarchisierung gemäß der NS-Rassenthe-
orie hin. Ein Vertiefungsteil thematisiert das 
Frauenkonzentrationslager Ravensbrück: 
Er dokumentiert Aufbau, Lageralltag und 
die Hierarchisierung der Gefangenen. Ab-
schließend wird eine Reflexion des Geden-
kens an die Zwangsarbeitenden angeregt. 

Die verschiedenen Wellen von Flucht, Ver-
treibung und Umsiedlung in Osteuropa 
insbesondere ab 1944 sind Thema im vier-
ten Kapitel. Der Sammelbegriff „Flucht und 
Vertreibung“ wird problematisiert und De-
finitionen werden abgeleitet. Die Phasen 
sogenannter wilder Vertreibungen und Um-
siedlungen von Deutschen aus Polen und 
der Tschechoslowakei werden nachgezeich-
net sowie weitere Prozesse der Zwangsmi-
gration, von denen polnische, ukrainische, 
litauische und weißrussische Bevölkerungs-
gruppen betroffen waren. Dabei helfen ver-
schiedene Materialien, die Zwangsmigration 
der Deutschen in die permanenten Zwangs-
umsiedlungen in Polen seit 1939 einzuord-
nen und die Position der Alliierten zu erar-
beiten. Unterschiedliche Sichtweisen und 
Beurteilungen sollen eine differenzierte Ur-
teilsbildung seitens der Schüler_innen för-
dern. Dieses Kapitel bietet eine interessante 
Vertiefung an: Eine Beschäftigung mit der 
Völkerwanderung soll eine Reflexion über 
den historischen Charakter des modernen 
Nationenkonzepts anregen, das mit seinem 
Ideal einer ethnisch homogenen Gemein-
schaft eine maßgebliche Voraussetzung der 
Zwangsmigrationen im 20. Jahrhundert lie-
ferte. Diese Idealvorstellung wird dekonst-
ruiert.

Kapitel fünf fragt nach individuellen Er-
fahrungen der Betroffenen und ihren Ver-
arbeitungsmustern. Selbstzeugnisse und 
biografische Texte werden als Quellenarten 
eingeführt und die Vorteile und Risiken ih-
rer Rezeption kritisch beleuchtet. 

Die Entwicklungen in der Bundesrepublik 
und der DDR nach der Ankunft der Flücht-
linge und Vertriebenen, die Hemmnisse und 
Erfolge der Integration vergleicht der sechs-
te Schwerpunkt. Es geht um die Lebenssi-
tuation, die Reaktionen der Einheimischen 
und den Umgang mit der Vertriebenenpro-
blematik in der Politik. Vertiefend stellt das 
Kapitel Zusammenhänge zu ökonomisch 
beeinflussten Wanderungsbewegungen 
her: Einerseits werden Migrationen im Zu-
sammenhang mit der Industrialisierung im 
19. Jahrhundert untersucht. Andererseits 
thematisiert das Kapitel die Arbeits- und 
Lebenssituation von „Gastarbeiter_innen“ 
sowie Einstellungen und Vorurteile in der 
Mehrheitsgesellschaft. So wird ein Bogen 
zur Migrationsgeschichte in der Bundesre-
publik bis zur Gegenwart geschlagen – und 
zu aktuellen Diskussionen um Integration 
und den Formen einer Einwanderungs- 
gesellschaft. 

Das letzte Kapitel setzt sich mit Formen 
der kollektiven Erinnerung auseinander. 
Mit Bezug auf die Kontroversen um das 
geplante „Zentrum gegen Vertreibungen“ 
(siehe auch „Deutsche Opfer des Zweiten 
Weltkriegs und die Frage der Schuld“ auf 
Seite 5) zeichnet es Entwicklungen und  
Diskussionen in der Bundesrepublik und 
Polen vor und nach 1989/90 nach.
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Das Ende jedes Kapitels kommentiert die 
Übungen zu Sach-, Urteils- und Methoden-
kompetenzen, die innerhalb des Kapitels er-
arbeitet werden. Nicht zuletzt ist die Hand-
reichung übersichtlich gestaltet und erlaubt 
einen gezielten Zugriff auf die benötigten 
Informationen. Zusätzlich enthält das Kurs-
heft einen Semesterverlaufsplan, zahlreiche 
Visualisierungen und Tafelbilder, Arbeits-
blätter sowie Literatur- und Internethin-
weise. Auf seiner Website bietet der Verlag 
einen Aktualitätendienst. 

Fazit

In der Tat leistet das Kursheft „Flucht, Ver-
treibung und Umsiedlung im Umfeld des 
Zweiten Weltkrieges“, das Thema umfas-
send in historische Prozesse einzuordnen 
und ermöglicht eine differenzierte Beur-
teilung. In Anbetracht der Tatsache, dass 
„Flucht und Vertreibung“ historische Nar-
rative hervorgebracht haben, die über (fa-
miliäre) Erinnerungskultur und Gedächt-
nispolitik mehr Schüler_innen erreichen 
als andere Geschichtsthemen, ist dies not-
wendig und nützlich. Die Kombination von 
ereignis-, ideen-, wirtschafts- und sozialge-
schichtlichen Dokumenten mit ausgewähl-
ten Theorieansätzen für ihre Deutung ist 
daher gelungen. Insbesondere die kritische 
Beschäftigung mit der Methode der Oral 
History erweist sich als sinnvoll. Allerdings 
überwiegen im Teil zu den Biografien Le-
benswege von deutschen Zwangsmigrier-
ten. Zwar gibt es biografische Skizzen von in 
Ravensbrück inhaftierten Frauen. Dennoch 
würde z.B. die individuelle Erfahrung von 
ehemaligen Zwangsarbeitenden, die sich im 

heutigen Westpolen niederließen, ein diffe-
renzierteres Bild zeichnen. Die Diskussio-
nen um ein Zentrum gegen Vertreibungen 
könnten nochmals eine Brücke zu Zwangs-
migrationen der Gegenwart schlagen. Da 
das Thema jedoch im ersten Schwerpunkt 
behandelt wird, ist das kein starker Kritik-
punkt. Dafür ist schließlich das gute Lekto-
rat hervorzuheben, das Fachbegriffe bzw. 
Fremdwörter mit verständlicheren Entspre-
chungen ergänzt und damit auch indirekt 
den Unterricht unterstützt. 
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